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Die  Natur  jener  Quellencoiiiplexe,  welclie  unter  dem  Namen 
der  Sehreinsurkunden  bekannt,  die  Aktenbestände  des  Kölner 
Grundbucbamtes  darstellen,  drängt  darauf,  eine  Untersuchung  der 
Specialgemeinden  vorzunehmen,  aus  denen  die  Stadt  allrnählig 
zusammengewachsen.  Die  Grundbuchführung  geschieht  nach  Un- 
terbezirken, so  zwar,  dass  jeder  derselben  seinen  besonderen 
Schrein  und  seine  Schreinsbehörde  hat.  In  ununterbrochener 
Reihenfolge  sind  diese  Grundbuchakten  von  den  ältesten  Zeiten 
an  bis  zur  französischen  Revolution  so  gut  wie  vollständig  er- 
halten. An  der  Hand  dieses  reichhaltigen  Quellenmaterials  lässt 
sich  eine  Geschichte  der  Einzelgemeinden  geben;  dasselbe  er- 
möglicht es  ferner  einen  Beitrag  zu  liefern  zu  jener  Frage,  die 
für  die  Erforschung  der  mittelalterlichen  Stadtverfassung  von 
principieller  Wichtigkeit  ist : welches  die  Schicksale  des  städti- 
schen Grund  und  Bodens  gewesen  sind.  Absichtlich  wurde  ge- 
sagt „ein  Beitrag“,  denn  bevor  eine  abschliessende  Untersuchung 
Fragen  zu  lösen  unternimmt  wie  jene  nach  der  Bedeutung  des 
Grundbesitzes  für  das  soziale  Leben  der  mittelalterlichen  Städte, 
müssen  die  Institute  erörtert  werden,  die  entstanden,  um  die 
Uebereignung  städtischer  Liegenschaften  aus  einer  Hand  in  die 
andere  möglichst  zweckentsprechend  zu  gestalten.  Daran  reiht 
sich  die  andere  Frage,  welche  Stellung  jene  Behörden,  denen 
die  Grundbuchführung  oblag,  welche  Stellung  die  Untergerichts- 
bezirke, für  welche  jene  die  Aufzeichnung  der  Besitzveränderungen 
leiteten,  in  der  Gesammtheit  städtischen  Lebens  und  städtischer 
Verwaltung  einnahmen. 

Das  Kölner  Schreinswesen,  wie  es  sich  im  Laufe  der  Ent- 
wicklung gestaltet,  hat  am  Ausgange  des  18.  Jdts.  durch  den 
Schreinschreiber  Glasen  eine  klare  und  umsichtige  Darstellung 
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erfahren.  Die  während  der  französischen  Herrschaft  über  die- 
sen Gegenstand  erschienene  Literatur  kann  hier  mit  Fug  über- 
gangen werden,  da  sie  an  Sachkenntniss  Glasen  keineswegs 
gleichkommt.  Glasen  hat  wohl  erkannt,  dass  die  Griindbuch- 
bezirke  seiner  Zeit  ehemals  umfangreichere  Funktionen  zu  ver- 
sehen hatten.  Bei  seiner  umfassenden  Kenntniss  der  altern 
Schreinsurkunden  der  einzelnen  Unterbezirke  ist  es  ihm  gelun- 
gen, die  frühere  Bedeutung  dieser  zu  erkennen  und  in  den  all- 
gemeinsten Zügen  zur  Anschauung  zu  bringen.  Er  berichtigte 
dadurch  eine  Auffassung,  die  zu  seiner  Zeit  weitverbreitet  ge- 
wesen zu  sein  scheint,  dass  jene  demokratische  Revolution  vom 
Jahre  1396,  welche  der  Geschlechterherrschaft  ein  Ende  gemacht, 
die  Eintheilung  in  Grundbuchdistrikte  geschaffen  habe,  während 
doch  eben  jener  Vorgang  die  letzten  Reste  der  communalen  Befug- 
nisse der  Parochien  ~ so  ist  der  alte  Name  der  Schreinsbe- 
zirke — vernichtete,  um  in  den  ])oiitisch  organisirten  Zünften 
andere  autonome  Verwaltungskörper  an  deren  Stelle  zu  setzen. 

Die  beste  zusammenfassende  Darstellung  seiner  diesbezüg- 
lichen Forschungen  hat  Glasen  in  seiner  Schrift  gegeben,  „Erste 
Gründe  des  Kölnischen  Schreinspraxis  mit  Mustern  und  einer 
Untersuchung  über  das  Alter  der  Kölnischen  Schreinen“  Köln 
1782.  Wie  verschiedenartig  zu  seiner  Zeit  die  rechtliche  Stel- 
lung der  einzelnen  Schreinsbezirke  war,  geht  am  deutlichsten 
aus  einem  Verzeichniss  der  Kölnischen  Schreine  hervor,  welches 
er  dem  Theil  seines  Buches  voranstellt,  dem  er  die  Ueberschrift 
gegeben  hat  „Nöthiger  Unterricht  für  diejenigen,  welche  an  dem 
Schreine  etwas  zu  thun  haben“. 

Zuerst  nennt  er  den  Schöffenschrein,  dessen  Verwaltung 
den  Schöffen  des  sogenannten  Hochgerichts  zustand,  und  gibt 
an,  zu  welcher  Zeit  derselbe  „gehalten“  G wird.  Es  folgen  dann 
die  Namen  von  7 Schreinen,  hinsichtlich  deren  bemerkt  wird  : 
„Derjenige,  welcher  eine  gerichtliche  Urkunde  an  eines  von  ge- 
dachten Schreinen  nöthig  hat,  muss  sich  durch  einen  Procura- 
torn  am  hohen  Gerichte  deshalben  melden“. 

Diese  Worte  wollen  besagen,  dass  derjenige,  welcher  am 
Schöffenschrein,  vor  dem  allein  gewisse  Rechtsgeschäitc  vorge- 


1)  (1.  li.  Eiiilragunocoii  doi’t  vor^enoiiiineii  worcÜMi  1v()iuh'1i. 
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noiunicii  werden  konnten,  eine  Keclitslnindlung  vornelirnen  will, 
weUdie  sieh  uuf  ir^-end  eine  Liej»‘enschaft  bezieht,  die  in  einem 
der  7 Schreinshezirke  lie^t,  — sich  an  das  Hochgericht  zu  wen- 
den habe.  Aus  der  Bemerkung  geht  hervor,  dass  die  7 Schreins- 
hezirke im  Verhältniss  der  Unterordnung  zu  dem  sogenannten 
Schöffenschrein  stehen. 

Glasen  führt  alsdann  weitere  Schreine  auf,  wie  den  Schrein 
Unterlahn,  den  Mühlenschrein,  den  Hachtschrein  u.  s.  w.,  kleine 
meist  hofrechtliche  Sonderbildungen,  die  wegen  ihres  geringen 
Eintlusses  auf  den  allgemeinen  Gang  der  Entwicklung  hier  und 
im  Verlauf  der  Darstellung  nicht  berücksichtigt  werden  können. 
— Es  folgen  Airsbach  und  Niederich ; von  beiden  Unterbezirken 
sagt  Glasen:  „In  diesen  Schreinen  wird  auf  ein,  vor  zween 
Scheffen  des  hohen  Gerichts  errichtetes,  und  dem  Schetfenschreine 
eingelegtes  Testament  geschrieben;  hingegen  auf  ein,  vor 
zween  Scheffen  auf  Airsbach  errichtetes  und  dem  Schreine  da- 
selbst eingelegtes  Testament  wird  nur  allda  geschrieben : dieses 
gilt  auch  von  dem  Niederich“.  Daran  reiht  sich  eine  Anzahl 
von  Schreinen,  von  denen  es  heisst:  „Wer  sein  Testament  er- 
richten will  über  Erb  und  Eigen,  Fahr  und  Wettschatze  in  die- 
sen Bezirken  gelegen,  der  muss  nehmen  zween  Scheffen  des 
Bezirkes,  in  welchen  das  Erb  sortiret;  und  binnen  Jahresfrist 
dem  behörigen  Schreine  einlegen“. 

Es  ergibt  sich  aus  dieser  Zusammenstellung,  dass  die  Un- 
terbezirke, wenn  wir  von  jenen  Sonderbildungen  absehen,  in  3 
Gruppen  zerfallen: 

1.  Die  7 zuerst  aufgeführten  Schreine,  welche  dem  Schöf- 
fenschreine unterstehen  und  mit  diesem  zusammen  einen  Orga- 
nismus bilden. 

2.  Eine  exceptionelle  Stellung  nehmen  Airsbach  und  Nie- 
derich ein;  sie  stehen  — unter  einander  vollkommen  gleich  — 
in  einem  loseren  Verhältniss  der  Unterordnung  zum  Schöffen- 
schreine, wie  die  Schreine  der  ersten  Klasse. 

3.  Die  übrigen  Schreine  sind  selbstständig:  sie  stehen  we- 
der untereinander  noch  zum  Schöffenschrein  in  irgend  welchem 
Abhängigkeits  verhältniss. 

Dass  diese  merkwürdigen  Erscheinungen  der  Ueber-  und 
Unterordnung  das  Produkt  einer  langen  Entwicklung  sind,  er- 
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hellt  aus  einem  Vergleich  mit  dem  Zustand,  welcher  in  den 
grossen  Kölnischen  Statuten  von  1437  vorausgesetzt  wird  ^). 
Artikel’ 2 (p.  13)  des  genannten  Werkes  handelt  „Von  Testamen- 
ten unnd  erblicher  Vermechtnussen,  wie  man  die  zu  Collen  in 
Arssbach  und  Nideriger  Gericht  aulfrichten  soll,  dass  sie  Macht 
haben^^;  die  analogen  Bestimmungen  für  die  übrigen  Stadttheile 
linden  sich  in  Art.  3 „Von  Vergebung  oder  besetzungen  Erbs 
oder  Erbrenten  aussen  der  alten  Mauren  und  aussen  Arssburger 
und  Nideriger  Gericht  gelegen“.  Schon  damals  wurde  in  der 
angegebenen  Weise  zwischen  den  einzelnen  Stadttheilen  upter- 
schieden,  und  welches  das  Princip  der  Theilung  ist,  ergibt  sich 
aus  den  Worten  „aussen  der  alten  Mauren“.  Der  Mauerring, 
welcher  gemeint  ist,  ist  der  der  alten  Römerstadt;  gegen  Ende 
des  13.  Jdts.  wurde  eine  grosse  Stadterweiterung“)  unternommen 
und  die  Commune  mit  jenen  Mauern  umgürtet,  die  erst  in  den 
letzten  Jahren  der  neuen  Stadterweiterung  zum  Opfer  fielen. 
Zur  Zeit  jener  Ausdehnung  der  Altstadt  müssen  die  Vorstädte 
Airsbach  und  Niederich  schon  in  einer  gewissen  Verbindung  mit 
dem  Gemeinwesen  gestanden  haben,  die  sich  äusserlich  durch 
Unterordnung  unter  den  Schöffenschrein  kund  gibt,  während  die 
übrigen  neu  hinzu  kommenden  Einzelbezirke  keinen  Zusammen- 
hang mit  dem  altstädtischen  Schöffengerichte  zeigen.  Das  ein- 
zige Band,  welches  zu  Clasens  Zeit  einen  Zusammenhang  zwischen 
den  verschiedenartigen  Bestandtheilen  herstellt,  ist  die  oberste 
Stadtbehörde,  der  Rath,  welcher  als  „Landesherr“,  wie  es  immer 
heisst '\),  ein  oberstes  Aufsichtsrecht  über  alle  Schreine  für  sich 
in  Ansj)ruch  nimmt.  Auch  das  möchte  sich  aus  dem  Mitgetheil- 
ten  noch  ergeben,  dass  dieser  Ratii  das  Recht  durchgreifend  zu 


1)  Teil  citire  die  Statuten  nach  jener  verbreitetsten  Ansgal)e,  die 
oline  Angabe  der  .lahreszalil  und  des  Druckortes  vvabrscbeinlich  zu  K()lu 
am  Ende  des  IG.  Jdts.  erscliienen  ist : Statuta  et  (k)uc()rdata  der  li.  Ireycm 
lieichs-Statt  Cölln. 

2)  Eckertz,  das  Alter  der  j(itzt  zum  Abbrucli  kommenden  Mauern 
und  Thorburgen  der  Stadt  Köln.  ln  Eestgaben  für  l’rol’.  AV.  Crec(‘lius. 
S.  178  f. 

8)  Bei  den  zahllosen  Streitigkeiten,  die  bei  der  (jrundbucbl'iihnmg 
entstanden,  entscheidet  der  Uath  als  „overster  der  schryne“.  Hoispitde 
in  grosser  Menge  llmhm  sich  in  den  Kathsj)rotokollen. 
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rcforiiiircn  in  der  Zeit  nacli  der  Stadterweiterung  von  1180 
schwerlich  gehabt  liat,  weil  sonst  unter  seinem  Einllusse  das 
Kölner  Crundhuchwesen  wohl  eine  einheitlichere  Gestalt  erhal- 
ten haben  würde. 

Das  sind  etwa  die  Gesichtspunkte,  die  sich  bei  einer  Be- 
trachtung des  späteren  Zustandes  autdrängen  ; wie  dieser  Zustand 
geworden,  welche  Stellung  die  Einzelbezirke  jeweilig  zu  einander 
und  zu  den  städtischen  Behörden  eingenommen,  wird  in  der 
Folge  auseinanderzusetzen  sein.  Die  Disposition  ist  durch  die 
Gliederung  der  Einzelbezirke  gegeben,  es  werden  nach  der  Reihe 
die  Altstadt,  die  beiden  Vorstädte  und  jene  Distrikte  zu  unter- 
suchen sein,  die  durch  die  berührte  Vergrösserung  dem  städti- 
schen Gemeinwesen  eingefügt  wurden.  Zeitlich  ist  eine  Grenze 
zu  ziehen  zwsichen  der  Periode,  in  welcher  die  verschiedenen 
Klassen  der  Unterbezirke  unabhängig  von  einer  leitenden  Cen- 
tralbehörde neben  einander  stehen,  und  jener,  in  welcher  die 
steigende  Macht  des  Rathes  ein  Aufsichtsrecht  über  die  Gesammt- 
heit  der  Sondergemeinden  erlangt. 

Jene  Quellencomplexe  der  Schreinsurkunden  haben  seit 
Glasen  nicht  die  ihnen  gebührende  Beachtung  gefunden,  was  aus 
dem  Umstande  erklärlich,  dass  dieselben  erst  Ende  der  70ger 
Jahre  aus  den  Bodenräumen  der  Landgerichtsbibliothek  zu  Köln, 
wo  sie  wissenschaftlicher  Benutzung  so  gut  wie  unzugänglich 
waren,  in  das  dortige  Archiv  übergeführt  worden  sind. 

Einige  Proben,  die  hie  und  da  mitgetheilt  wurden,  vermö- 
gen, unzusammenhängend  wie  sie  sind  ohne  nähere  Angabe 
über  den  Fundort,  ein  Bild  von  der  Gesammtheit  des  Materials 
nicht  zu  geben.  Eine  umfassende  Publication  ist  unter  dem  Ti- 
tel „Kölner  Schreinsurkunden  des  12.  Jdts.  Quellen  zur  Rechts- 
und Wirth Schaftsgeschichte  der  Stadt  Köln^^  seitens  der  rheini- 
schen Geschichtsgesellschaft  geplant.  Die  Güte  des  Herausgebers, 
des  Herrn  Dr.  Hoeniger,  gestattete  mir  die  Einsicht  der  vorge- 
nommenen Abschriften  sowie  die  Benutzung  des  Theiles  der 
Arbeit,  der  bereits  druckfertig  war.  Es  sind  das  die  Schreins- 
urkunden der  Martinsparochie,  des  hervorragendsten  unter  den 
altstädtischen  Sonderbezirken;  von  den  anderen  Specialgemein- 
den hat  sich  besonders  in  der  Vorstadt  Niederich  ein  umfang- 
reiches Material  erhalten,  welches  ich  selbstständig  durchgearbeitet 
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habe.  Durch  die  Vermittlung  Hoenigcrs  habe  ich  ferner  eine 
Anzahl  wichtiger  Urkunden  des  13.  und  14.  Jdts.  aus  dem  Nach- 
lass des  bekannten  Genealogen  und  Historikers  Fahne,  theils 
im  Originale,  theils  in  Abschrift,  eingesehen. 

Von  den  Schriftstellern,  welche  in  den  letzten  Dezennien 
monographisch  die  Kölnische  Geschichte  dargestelU  haben,  hat 
Ennen,  als  er  die  ersten  Bände  seiner  „Geschichte  der  Stadt 
Köln“  1)  schrieb,  nur  eine  oberflächliche  Kenntniss  der  Schreins- 
urkunden gehabt.  Wer  seine  dort  geäusserten  Ansichten  mit 
den  kurzen  Andeutungen  vergleicht,  die  er  in  seiner  Recension 
von  Hegel’s  „Verfassungsgeschichte  von  Cöln  im  Mittelalter“^) 
gibt,  dem  kann  nicht  entgehen,  wie  sehr  seine  hier  und  dort 
geäusserten  Meinungen  von  einander  abweichen.  Hegeks  Buch 
selbst  ist  ein  grosser  Fortschritt,  gleichwohl  können  die  Ausfüh- 
rungen, die  er  auf  engem  Raume  gibt,  für  viele  der  Kölner 
Verfassungsinstitute  nicht  als  abschliessend  gelten.  Hinsichtlich 
der  Schreinsurkunden  sah  sich  der  verdiente  Forscher  auf  jene 
dürftigen  Fragmente  beschränkt,  die  bislang  publicirt  waren. 
Die  Bedeutung  der  Spezialgemeinden  für  die  gesammte  Stadt- 
verfassung hat  Hegel  wohl  mehr  vermuthet  als  klar  erkannt, 
wenn  er  a.  a.  0.  S.  121  sagt:  „Man  kann  in  Bezug  auf  die  Alt- 
stadt im  Zweifel  darüber  sein,  ob  nicht  die  Theilgemeinden  der 
Parochien  früher  bestanden  haben,  als  die  Gesammtgemcinde 
oder  Bürgerschaft  der  Stadt.  Manches  weist  darauf  hin,  dass 
letztere  erst  ziemlich  spät  durch  den  Zusammentritt  der  verschie- 
denen Kirchspielsgenieinden  erwachsen  ist“.  Zu  einer  festen 
Ansicht  über  die  Stellung  der  Parochien  zur  Stadtverfassung 
konnte  er  eben  nicht  durchdringen,  Aveil  ihm  jene  wichtigste  Er- 
kenntnissquelle  felilte. 

Unter  den  speciellen  Bearbeitern  des  Kölner  Grundbuch- 
wesens ist  vor  allem  Homeyer  zu  nennen,  der  sich  in  seiner 
grundlegenden  Arbeit  über  die  „Stadtbücher  des  Mittelalters“ ') 


sehen 


1)  Hand  I Köln  1863. 

2)  Hansische  Geschichisblätter  .Jalii-gang  1876  S.  230  IT. 

3)  Leipzig  1877.  Als  Separatabdriick  ans  den  „Chroniken  der 
Städte“,  Göln,  Band  I u.  lll. 

1)  Abhandlungen  der  Akaduniie.  der  Wissonschal‘ten  zu  Berlin. 


dcut- 

18(i(). 


Kiiilciiuiig'. 


7 


vieltUcli  die  Kölner  Verhältnisse  in  den  Bereich  seiner  Krörtc- 
run^en  zieht.  Aber  auch  dieser  verehrte  Altmeister  rcchtshisto- 
riseher  Forschung-  konnte  bei  der  Mangelhaftigkeit  des  publi- 
cirten  Materials  zu  einer  klaren  Erkenntniss,  der  complizirteri 
lokal  geschiedenen  Kölner  Grundbueheinrichtungen  nicht  gelan- 
gen, was  er  mit  den  Worten  zugibt:  „Wie  der  Geschäftsbereich 
sich  zwischen  den  allgemeinen  und  besonderen  Schreinen  ab- 
gränzte  ist  nicht  völlig  klar,  doch  ergiebt  sich,  dass  häutig  eine 
Uebertragung  aus  jenen  auf  das  Zeiigniss  der  Schöffen  hin  in 
diese  stattfand“  i).  Ganz  neuerdings  hat  Gobbers^)  bei  seiner 
Darstellung  der  Erbleihe  ausdrücklich  auf  die  Benutzung  der 
Schreinsurkunden  verzichtet,  wozu  er  sich  berechtigt  hielt  durch 
die  „dürftige  Ausbeute“,  welche  die  bisher  publizirten  gewähren. 

Hoeniger,  der  Herausgeber  der  altern  Schreinsurkunden  bis 
zum  Jahre  1200  hat  die  Resultate  seiner  Vorarbeiten  in  zwei 
Aufsätzen  niedergelegt.  In  dem  ersteren  gibt  er  eine  Ueber- 
sicht  über  das  vorhandene  Material  sowie  eine  Datirung  der 
ältesten  Karten,  durch  welche  eine  Benutzung  dieses  Materials 
überhaupt  erst  möglich  wurde.  Die  zweite  Abhandlung  beleuchtet 
den  „Ursprung  der  Kölner  Stadtverfassung“  jene  zweite  Phase 
der  Entwicklung,  in  welcher  das  Schöffencollegium  zugleich  die 
Funktionen  einer  städtischen  Verwaltungsbehörde  versieht.  Den 
Kernpunkt  der  Untersuchung  bildet  der  Nachweis,  dass  eine 
Verschiebung  der  schöffenbaren  Leute  stattgefunden,  dass  es  die 
Gildegenossen,  speziell  die  Kaufleute  der  die  andern  Parochien 
überragenden  Martinspfarre  gewesen,  die  zugleich  als  Schöffen 
fungirten.  Die  conjuratio  vom  Jahre  1112,  deren  die  Chronica 
regia  Coloniensis  Erwähnung  thut,  erklärt  Hoeniger  für  den 
Beginn  einer  Vereinigung  der  bis  dahin  getrennten  Souderbe- 


1)  a.  a.  0.  S.  40. 

2)  Die  Erbleihe  und  ihr  Verhältniss  zum  Rentenkauf  im  mittelalter- 
lichen Köln  des  12. — 14.  Jahrhunderts.  Zeitschrift  der  Savigny- Stiftung 
für  Rechtsgeschichte  Bd.  IV.  Germ.  Abtheilung.  S.  130—214. 

3)  Mittheilungen  aus  dem  Stadtarchiv  von  Köln  herausg.  von  Höhl- 
baum, Heft  1 S.  35  „der  älteste  Aktenbestand  der  städtischen  Verwaltung 
Kölns“. 

4)  Westdeutsche  Zeitschrift.  Bd.  H 230  ff. 

5)  Handausgabe  von  Waitz  S.  52. 
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zirke  Vergegenwärtigt  man  sich,  dass  die  Vorstädte  Airsbacli 
und  Niederich,  ohne  in  jurisdiktioneller  Hinsicht  in  irgend  wel- 
cher Abhängigkeit  vom  Schöffenkollegium  der  Altstadt  zu  stehen, 
als  zur  Stadt  gehörig  angesehen  werden,  dass  sie  auch  später 
als  gleichberechtigte  Stadttheile  an  den  Wahlen  zum  „weiten“ 
Rath  theilnehmen,  — während  bei  den  erst  1180  hinzugefügten 
Gemeinden  das  nicht  der  Fall  ist  — so  scheint  mir  die  Theil- 
nahme  derselben  an  der  Stadtverwaltung  einzig  und  allein  da- 
durch möglich,  dass  auch  Kaufleute  der  Vorstädte  im' städtischen 
Schöffensenat  sassen : der  als  Verwaltungsbehörde  über  die 
ganze  Stadt,  als  Schöffencollegium  nur  über  die  alte  Römerstadt 
seine  Befugnisse  erstreckte.  Solche  Theiliiahme  wurde  erleich- 
tert durch  jene  Verschiebung  der  schöffenbaren  Leute.  Den  er- 
sten formalen  Abschluss  dieser  Entwicklung  weist  Hoeniger  für 
das  Jahr  1159  nach,  in  welchem  die  historisch  gewordenen  Ver- 
hältnisse stabilirt  wurden.  Was  die  nachstehende  Untersuchung 
anbelangt,  so  beschränkt  sie  sich  für  das  12.  Jdt.  darauf,  die 
Gerichtsverfassung  und  die  communalen  Funktionen  der  einzelnen 
Spezialgemeinden  darzulegen. 


1)  Vergleiche  auch  seinen  Aufsatz  „die  wirthschaftsgeschichtlichen 
Studien  in  Deutschland  iin  Jahre  1882“  |.Jahrbücher  für  Nationalökonomie 
und  Statistik  Bd.  7 S.  570]. 


Kapitel  l. 

Die  ^eiiosseiiscliaftliche  Orgiinisatioii  der  Kölner 
Corponitionen,  speziell  der  ParocliiaiYorstäiide. 

Das  Facit  gewissermassen  einer  langen  Reibe  von  IJnter- 
siicluingen  über  die  erste  Periode  der  Kölnischen  Stadtgescbiclite 
— welche  von  924 — llBl  reichen  soll  — zieht  Hegel,  indem  er 
behauptet,  dass  die  Urkunden  und  die  wenigen  Stellen  der  Hi- 
storiker nur  die  äusseren  Umrisse  der  erzbischöflichen  Stadtver- 
fassung erkennen  Hessen,  „das  Wesen  und  die  Formen  der  Stadt- 
verfassung, die  Entstehung  und  Ausbildung  der  städtischen 
Corporationen  bleiben  völlig  im  Dunkeln“.  In  der  folgenden 
Periode  stehe  dann  die  Bürgerschaft  „in  Einungen  und  Bruder- 
schaften unter  selbstgewählten  Vorstehern  wie  auf  einmal  fer- 
tig da“. 

Wenn  auch  der  Ausgangspunkt,  den  der  genannte  Forscher 
angenommen  hat,  in  keiner  Weise  von  einschneidender  Wichtig- 
keit für  die  Ueberlieferung  sein  dürfte,  so  ist  doch  in  etwa  der 
Zeitpunkt  richtig  fixirt,  von  dem  an  Urkunden  mit  bürgerlichen 
Zeugenreihen  aufzutreten  anfangen,  während  ungefähr  in  der- 
selben Periode  die  Schreinsurkunden  einsetzen.  Die  Formen 
der  stadtkölnischen  Verwaltung  bis  zurück  zum  Beginn  der  ur- 
kundenlosen Zeit  des  10.  und  11.  Jdts.  lassen  sich  mit  ziemli- 
cher Sicherheit  erkennen.  Wie  die  Zustände  gewesen  sind,  die 
jener  Periode  der  erzbischöflichen  Stadtverwaltung  vorauf  gehen, 
ist  im  Allgemeinen  zu  schliessen  aus  dem,  was  wir  sonst  über 
die  Fränkische  Verfassung  wissen.  Die  Veränderungen,  die 
stattgefunden,  die  Abweichungen  der  späteren  Zeit  von  dem, 
was  in  früherer  gewesen,  müssen  noth wendiger  Weise  während 
jener  Periode  erzbischöflicher  Stadtverwaltung  erfolgt  sein,  über 
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welche  wir  so  überaus  spärliche  Nachrichten  haben.  Einer 
solchen  Ver^’leichiing  der  späteren  Entwickelung*  mit  den  frü- 
heren Zuständen  kann  erst  dann  Raum  gegeben  werden,  wenn 
jene,  soweit  es  die  Quellen  zulassen,  klar  gestellt  ist. 

Der  Ursprung  der  städtischen  Sonderbezirke,  welche  für 
die  erste  Hälfte  des  12.  Jdts.  durch  die  Existenz  der  Schreins- 
urkunden bezeugt  sind,  entzieht  sich  der  historischen  Erkennt- 
niss,  vermuthlich  waren  es  Gerichtsgemeinden,  welche  hier,  wie 
auch  sonst,  mit  der  kirchlichen  Eintheilung  ursprünglich  zusani- 
mentielen;  später  behielt  der  Name  Parochie,  auch,  wenn  Ge- 
richtsbezirk und  Pfarrsprengel  sich  nicht  mehr  deckten,  gleich- 
wohl noch  die  Bedeutung  des  ersteren ; Vorkommen  konnte  es 
sogar,  dass  ein  Gerichtsbezirk,  der  wie  Airsbach  in  kirchlicher 
Hinsicht  vermuthlich  niemals  eine  Einheit  ausgemacht,  Parochie 
genannt  wurde. 

Von  einer  Geschichte  des  Kölnischen  Pfarrsystems  lässt 
sich  ein  Aufschluss  über  die  Entstehung  der  Parochien  leider 
nicht  erwarten,  denn  auch  sein  Ursprung  ist  „in  undurchdring- 
liches Dunkel  gehüllt“  Q.  Gleichwohl  dürfte  mit  Ennen  die 
Entstehung  der  ältesten  Pfarrkirchen  Columba,  Laurenz,  Alban 
und  Martin  wohl  in  die  fränkische  Zeit  zurückzuverlegen  sein. 
Im  12.  Jdt.  beläuft  sich  die  Zahl  der  altstädtischen  Parochien 
bereits  auf  7,  die,  zugleich  Gerichtssprcngcl  und  Verwaltungs- 
körper, sammt  und  sonders  einer  leitenden  Centralbehörde,  dem 
Schöffensenate,  um  Heuslers  treff'ende  Bezeichnung  anzuwenden, 
unterstellt  sind.  Die  Entwicklung  des  Schötfensenats  ist  analog 
jener  der  Behörden  der  Unterbezirke.  Die  Schölfen  haben  ur- 
sprünglich, und  ebenso  die  Parochialbeamten,  gerichtliche  Pllich- 
ten  zu  erfüllen  gehabt;  an  die  gerichtlichen  Funktionen  schlos- 
sen sich  bei  ihnen  verwaltungsrechtliche  an,  wie  das  bei  der 
höchsten  städtischen  Behörde  nicht  ausbleiben  konnte  : in  glei- 
cher Weise  wurden  auch  die  Parochien  städtische  Verwaltungs- 
körper. 

Der  organische  Zusammenhang,  in  dem  Parochien  und 


1)  Ennen,  Gesell,  der  Stadt  Köln  lld.  I S.  704  11“.  und  : „Das  alte 
Pfarrsysteni  in  der  Stadt  Köln“  in  lieft  23  der  „Annalen  des  liistorisclion 
Vereins  für  den  Niederrlicin“.  S.  (>0—113. 
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Scliönbncollc^’iuin  /u  einander  stellen,  erliellt  ans  der  bekannten 
Vertra^'snrkiinde,  vom  Jahre  1159,  deren  ei^-entliümliclie  Fassung- 
schon  Arnohrs  besondere  Aiilinerksanikcit  erregte  ^).  Ein  l)e- 
schliiss  der  reetoruin,  iudiciini  ac  tocius  civitatis  stellt  fest,  dass 
in  cunctis  fraternitatibus  ant  ofliciis,  que  civilein  respiciiint  iu- 
sticiain,  in  X nnnis  nemo  magister  ant  ofticialis  homo  rnntetnr, 
innovetnr  ant  aliqno  modo  snbstitnatnr^).  Die  rectores  und  jn- 
diccs  sind  die  Schöffensenatoren  mit  ihren  beiden  Vorsitzenden 
Kichtern;  sie  beschliessen,  dass  in  den  Bruderschaften  nnd  Aem- 
tern,  die  sich  anf  die  jnstitia  civilis  beziehen,  keine  Verände- 
rung innerhalb  der  nächsten  10  Jahre  vor  sich  gehen  solle. 
Die  genannten  l'raternitates  können  nur  Parochialvorstände 
sein,  deren  hervorragendste  Thätigkeit,  die  Verwaltung  der  bür- 
gerlichen Gerichtsbarkeit,  hier  hervorgehoben  wird. 

Das  Verhältniss  der  Unterordnung  der  Parochien  unter  das 
Schöffencollege,  in  ihrer  Eigenschaft  als  Gerichtsbezirke,  steht 
nach  dieser  Urkunde  fest;  zugleich  werden  die  Parochialvor- 
stände als  fraternitates  oder  ofticia  bezeichnet.  Diese  sind  also 
genossenschaftlich  organisirt,  jedes  Mitglied  der  Corporation  hat 
ein  ofticium;  in  der  inneren  Organisation  der  Genossenschaft 
soll  in  einem  Zeitraum  von  10  Jahren  nichts  geändert  werden. 

Auch  die  Schöffensenatoren  haben  damals  schon  eine  ge- 
nossenschaftliche Organisation,  welche  von  der  nicht  verschieden 
ist,  welche  durch  die  Urkunde  von  1159  für  die  Parochialvor- 
stände constatirt  wird.  Eine  Urkunde  desselben  Jahres  0 be- 
richtet über  einen  Kauf  des  Gereonsstiftes  innerhalb  der  Bann- 
meile der  Stadt  Köln;  dieser  geschieht  secundum  ins  coloniensis 
urbis  im  Beisein  der  Schöffen  und  Bürger.  Nach  der  Aufzählung 
eines  Theiles  der  Zeugen  heisst  es : et  omnes  tarn  senatores, 
quam  senatorum  fratres  et  coloniensis  urbis  potiores  cives. 

Worauf  es  hier  ankommt,  ist  der  Ausdruck  senatorum 

1)  Arnold,  Verfassungsgescliiclite  der  deutschen  Freistädte  Bd.  1 

S.  411. 

2)  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Köln  (ßd.  I und  II  von  Ennen 
und  Eckertz;  Bde.  3—6  von  Ennen.  Citirt  als  „Quellen ‘*)  Bd.  I,  Nr.  73 
S.  551.  Das  Regest  daselbst  ist  falsch,  indem  rectores  nicht  mit  dem 
missverständlichen  „Bürgermeister“  wiedergegeben  werden  darf. 

3)  Quellen  I Nr.  74  S.  551. 
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fratres;  derselbe  erlaubt  den  Schluss,  dass  das  Scliöftencollegium 
in  derselben  Weise  wie  die  Parochial verstände  genossenscbaft- 
lich  organisirt  ist. 

Um  diesen  Beweis  zu  führen,  gilt  es  nunmehr  den  allge- 
meinen Grundtypus  der  Kölner  genossenschaftlichen  Bildungen 
darzustellen.  Schon  Glasen  bemerkt  die  Uebereinstimmung  in 
der  innern  Organisation  aller  Kölnischen  Corporationen ; er  sagt, 
die  Zünfte  hätten  darin  die  patrizischen  Genossenschaften  zum 
Vorbild  genommen;  Arnold  würdigt  die  Eigenthümlichkeit  der 
Kölner  Corporationen  einer  kurzen  Besprechun  gl);  in  ihnen -habe 
sich  aus  den  wirklichen  Mitgliedern  ein  besonderer  „engerer  Ver- 
ein“ ausgesondert  von  solchen,  welche  die  Mitgliedschaft  „exspek- 
tivirten“.  Bei  den  Schöffen  hiessen  diese  Mitglieder  zweiten  Ranges 
Schöffenbrüder.  Aus  ihrer  Mitte  mussten  dieNeuwahlen  geschehen, 
welche  nicht  dasSchöffencolleg  alssolches  vollzog:  „Das  Wahlrecht 
gieng  der  Reihe  nach  unter  den  einzelnen  Schöffen  um,  so  dass  einer 
nach  dem  andern,  so  oft  ein  Schöffenstuhl  erledigt  war,  aus  der 
Zahl  der  Schöffenbrüder  einen  Schöffen  kreirte“.  „Ein  solcher 
Wahlraodus  kann  nicht  der  ursprüngliche  sein,  doch  muss  er 
schon  früh  Eingang  gefunden  haben,  weil  er  nach  dem  Schied 
vom  Jahre  1258  bereits  althergebracht  erscheint“.  Drastisch 
schildert  der  Erzbischof  in  diesem  die  Unregelmässigkeiten  bei 
der  Besetzung  der  Schöffenstühle,  wie  man  die  Mitglieder  bis 
auf  eine  geringe  Zahl  aussterben  lasse  „et  tune  demum  quilibet 
coruni  duos  vel  tres  ocabinos  elegunt,  — ita  quod  per  talem 
multorum  electionem  numerus  scabinorum  in  immensurn  exere- 
scit“.  Diesen  Missbrauch  erklärt  Arnold  mit  feinem  Gefühl 
aus  dem  Wunsch,  womöglich  immer  nur  Familienmitglieder  zu 
wählen. 

Den  Ausführungen  Arnolds  seien  einige  kurze  Bemerkungen 
und  Berichtigungen  hinzugefügt.  Alle  Kölner  Behörden  zeigen 
jene  in  ihren  Umrissen  von  ihm  gezeichneten  Eigenthümlichkei- 
ten.  Jede  Behörde  bestand  aus  Mitgliedern  ersten  und  zweiten 
Ranges,  die  Namen  wechseln  häulig,  die  Sache  bleibt  immer 
dieselbe.  Die  Mitglieder  ersten  Ranges  sind  im  Vollgenuss  aller 
Erträgnisse  ihres  „Amtes“,  die  zweiten  Ranges  beziehen  in  der 


1)  a.  a.  ().  8.  101  ir. 
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Regel  eine  geringere  Quote  von  den  Einkünften  der  Geiiossen- 
seliaft.  Die  Rereclitigiing  zur  Wahl  der  Mitglieder  zweiten  Ranges 
gellt  allerdings  der  Reihe  naeh  um,  insofern  ist  Arnold  Reeht 
zu  geben,  die  Wahl  zuin  Schöffen  selbst  hingegen  geschah  durch 
das  Collegium.  Unter  den  Genossen  zweiter  Klasse  werden  zwei 
von  dem  Collegium  designirt,  diese  müssen,  um  in  den  engeren 
Verband  zu  gelangen,  ihr  „Amt  verdienen“  (servitiurn  oder  of- 
ficium deservire):  d.  h.  sie  müssen  erstens  den  Mitgliedern  der 
Genossenschaft  einen  Schmaus  ausrichten,  ihnen  Wachs  und 
dergleichen  sjienden ; zweitens  aber  eine  gewisse  Zeit  so  zu 
sagen  als  Exekutivbeamte  der  betreffenden  Corporation  fungiren, 
die  Pflichten,  die  das  Amt  auferlegt,  in  höherem  Grade  versehen 
wie  die  übrigen  Mitglieder.  Ist  die  Zeit  um,  so  sind  sie  ohne 
weiteres  Mitglieder  ersten  Ranges,  und  andere  des  weiteren 
Verbandes  erhalten  durch  die  Designation  zu  Exekutivbeamten 
gleichfalls  die  Möglichkeit  vollberechtigte  Genossen  zu  werden. 
Werden  nun  wie  beim  Schöffencollegium  in  der  Urkunde  von 
1159  zwei  Klassen  von  Mitgliedern  unterschieden,  so  ist  das  der 
untrüglichste  Beweis  der  Existenz  einer  genossenschaftlichen 
Organisation  der  beschriebenen  Art. 

Eine  solche  genossenschaftliche  Bildung  setzt  aber  zweierlei 
voraus : 

1.  Muss  das  officium,  die  Berechtigung  der  vollberechtig- 
ten Mitglieder,  ihre  Mitgliedschaft  mit  der  angegebenen  Modifi- 
cation  weiter  zu  übertragen,  erblich  geworden  sein. 

2.  Das  officium  hat  bereits  den  ursprünglichen  Charakter 
eines  reinen  Amtes  verloren  und  den  einer  Präbende  — wie  es 
später  wohl  heisst  — angenommen ; die  Theilnahme  an  den  Er- 
trägnissen der  Genossenschaft  wird  gewissermassen  erkauft,  in- 
dem das  servitiurn,  welches  zu  thun  ist,  damit  ein  Mitglied 
zweiten  Ranges  zum  ersten  emporsteigt,  sich  aus  persönlichem 
Dienste,  als  Exekutivbeamter  und  aus  positiven  vermögensrecht- 
lichen Leistungen  zusammensetzt. 

Die  ganze  genossenschaftliche  Entwicklung  in  dem  ange- 
deuteten Sinne  setzt  jedenfalls  einen  langen  Zeitraum  der  Ent- 
wicklung voraus,  so  dass  ein  derartig  organisirtes  Schöffencol- 
legium vermnthlich  weit  vor  das  Jahr  1159  in  jene  urkundenlose 
Zeit  zurück  zu  datiren  ist. 
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Die  zweite  erwähnte  Urkunde  des  Jahres  11591)  zeigte, 
wie  wir  sahen,  dass  die  gleiche  genossenschaftliche  Organisation 
auch  bei  den  Vorständen  der  Parochien  bereits  Platz  gegriffen: 
auch  sie  werden  als  ofticia  oder  fraternitates  bezeichnet.  Was 
dieser  Beschluss  hinsichtlich  der  innern  genossenschaftlichen 
Organisation  der  Parochialbeamten  durchblicken  lässt,  erhält 
weitere  Bestätigung  und  Ergänzung  aus  den  Schreinsurkunden, 
die,  soweit  sie  die  Altstadt  angehen,  nunmehr  anzuziehen  sind. 

Nach  dem  Ueberblick,  den  Iloeniger  a.  a.  0.“)  über  die 
ältesten  Bestände  der  Grundbuchakten  gibt,  haben  sich  ältere 
Karten  in  der  alten  Römerstadt  nur  für  Aposteln,  Laurenz  und 
Martin  erhalten.  Als  untere  Grenze  für  die  älteste  Karte  der 
Martinsparochie  nimmt  der  Genannte  das  Jahr  1125  an;  die  äl- 
teste von  Laurenz  „fällt  etwas  später“,  die  vereinzelten  Anschrei- 
nungen derselben  gehören  in  die  Jahre  1135 — 1150. 

Noch  später  sind  die  Schreinsurkunden  von  Aposteln  0- 

Nicht  allein  wegen  ihres  Alters,  sondern  auch  wegen  der 
grossen  Vollständigkeit  der  Ueberlieferung  dieses  Unterbezirkes 
gebührt  den  Schreinsurkunden  von  Martin  die  eingehendste 
Berücksichtigung;  die  überwiegende  Bedeutung  eben  dieser  gros- 
sen Kaufmannspfarre  hat  Iloeniger  mit  vollem  Recht  hervorge- 
hoben 0-  Oie  Eintragungen  der  ältesten  Karten  der  Martins- 
parochie sind  die  ersten  Anfänge  des  Schreinswesens,  die  Form 
der  Urkunden  ist  durchaus  individuell,  die  der  s])äteren  formel- 
haft. Dasselbe  Verhältniss  zeigt  sich  bei  einer  Betrachtung  der 
Karten  von  Laurenz:  die  ältesten  bieten  der  historischen  Er- 
kenntniss  ein  reiches  Material,  während  die  späteren  durch  ihre 
Formelhaftigkeit  eine  Ausbeute  sehr  erschweren.  Abweichend 
von  den  beiden  genannten  Quellencomplexen  lindet  bei  den  Ur- 


1)  Quellen  I Nr.  73. 

2)  Mittlieilung’en  I S.  3G. 

3)  llinzugekommen  sind  neuerdings  einige  Selireinsin'kundcn  von 
Ilrigiden.  .laliresker.  der  rheinisclien  Gescliielits-dcscllscli.  von  1883  S.  0. 

4)  Merk)  in  seinem  Vcrzcickniss  der  Selirc'insiirkunden  S.  22!) — 210 
seines  Werkes  : Die  Werke  der  altkölniseken  Malerselinle  setzt  sie  aul’e-irea 
11.50,  jed(;nfalls  scheinen  sie  vor  1180,  dem  .lalii’C  d(',r  St adt(Mweit('i'nng, 
entstanden  zu  sein. 

.5)  Mittlieilnngen  I S,  40. 
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kuiulcn  von  A})osieln  nur  eine  ^erin^’e  stilistische  Weiterent- 
wicklung’ statt. 

Die  innere  Organisation  jener  J^)eh()r(le,  welche  die  Schreins- 
karten geführt  hat,  lässt  sich  deutlich  erkennen  aus  den  Ein- 
tragungen: statt  der  allgcincincn  Ausdrücke,  die  angewandt 
werden  mussten,  um  die  Grundzüge  der  Kölnischen  Genossen- 
schaft oder  Bruderschaft  zu  schildern,  finden  wir  hier  die  von 
der  Corporation  selbst  gewählte  Terminologie.  Die  Mitglieder 
der  fraternitas  oder  des  ofticium  heissen  in  der  Kegel  rnagistri 
civium  oder  auch  wohl  rnagistri  parochianorum,  eine  Benennung 
die  den  Umfang  ihrer  Befugnisse  in  räumlicher  Hinsicht  erken- 
nen lässt.  In  Martin  1.  IV.  IH)  heisst  es  beispielsweise:  Hec 
facta  sunt  coram  civibus  et  magistris  civium,  tune  vero  magiste- 
rium  teneiitibus  Tizone,  Vollando  et  presente  prefecto  Heinrico. 
Die  folgende  Eintragung  lautet  am  Schlusse:  coram  ministro, 
prefecti  Rukero,  civibus  et  magistris  civium.  In  Martin  2. 1.  19 
heisst  es:  Unde  testimonium  Rudolfus  prenotatis  magistris  ci- 
vium persolvit;  und  ibid.  Nr.  20:  Hec  facta  sunt  coram  niagi- 
stris  in  parochia  s.  Martini  Gerhardo  et  Bertolfo  tune  officium 
tenentibus,  et  preterea  coram  senioribus  magistris,  deren  Namen 
der  Reihe  nach  aufgeführt  werden. 

Etwa  von  der  dritten  Karte  an  lautet  die  typisch  gewor- 
dene Corroborationsformel : Facta  sunt  hec  coram  judice  (judi- 
cibus)  et  magistris  civium.  Ab  und  an,  wenn  die  Beurkundungs- 
personen in  dem  Contexte  der  Urkunde  erwähnt  werden,  heissen 
sie  wohl  officiales  oder  auch  magistratus.  Die  Terminologie  der 
Urkunden  der  Laurenzpfarre  weicht  kaum  von  den  in  Martin 
gebräuchlichen  Bezeichnungen  ab.  Das  Eschatokoll  einer  Ein- 
tragung auf  der  ältesten  Karte 2)  lautet:  Hoc  autem  factum  est 
eo  tempore,  quo  Egebreth  et  Haduwir  — erant  rnagistri  vicino- 


1)  Ich  citire  nach  der  von  Hoeniger  eingefiihrten  Methode  (Mitthei- 
lungen I S.  40  Anm.  1)  „Der  voranstehende  Name  bezeichnet  die  Parochie, 
die  arabische  Ziffer  die  Ordnungsnummer  der  Karte  innerhalb  der  in  die- 
sell)e  Parochie  gehörenden  Blätter.  Bei  einzelnen  Eintragungen  gibt  die 
lateinische  Ziffer  die  Kolumne,  die  zweite  kleinere  arabische  die  laufende 
Nummer  der  Eintragung  innerhalb  der  Kolumne“. 

2)  1,  IV.  2. 


IG 


Kapitel  2. 


rimi  parocbie.  Instruktiv  ist  ferner  Laurenz  1.  V.  4 : Huius  rei 
testes  sunt  et  erunt  oinnes  magistri  civiuni  s.  Laurentii,  primum 
illi  duo,  Henricus  et  Heriniannufus],  qui  tune  officium  deservie- 
bant,  insuper  et  alii,  quorum  nomina  sunt  hec  . . . es  folgt 
eine  Reihe  von  Namen.  Auch  die  Bezeichnung  magistratus  oder 
ofticiales  wechselt  in  Laurenz  ebenso  wie  in  Martin,  manchmal 
steht  statt  magistratus  der  Ausdruck  magistri.  Nach  den  ersten 
Karten  greift  auch  hier  die  typische  Formel  jdatz:  Facta  sunt 
hec  coram  judicibus,  magistris  et  officialibus.  Unter  diesen 
Meistern  oder  Amtleuten  werden  also  2 besonders  hervorgeho- 
ben; von  ihnen  heisst  es,  dass  sie  das  magisterium  innc  gehabt 
und  ein  anderes  Mal,  dass  sie  ihr  „Amt  verdienen“  (officium  de- 
servire).  Unter  den  übrigen  Amtleuten  werden  einmal  die  ma- 
gistri seniores  d.  h.  die  „verdienten  Meister“  besonders  genannt, 
natürlich  im  Gegensatz  zu  der  ganzen  Schaar  der  „unverdien- 
ten“. Die  grösste  Bedeutung  kommt  jedoch  offenbar  den  beiden 
„dienenden  Meistern“  zu,  da  sie  vor  allem  den  gerichtlichen 
Akt  bezeugen  sollen. 

Wir  befinden  uns  also  einer  Behörde  genossenschaftlichen 
Charakters  gegenüber,  deren  Organisation  abgeschlossen,  auf 
deren  Alter  alles  Anwendung  findet,  was  hinsichtlich  des  Schöf- 
fencollegiums bemerkt  ist:  beide  Arten  von  Korj)orationen  haben 
eine  lange,  lange  Vergangenheit  hinter  sich. 


Kapitel  2. 

Die  ParocliialYorstäiide  als  Beiirkunduiigsbehördeii. 

Nachdem  die  genossenschaftliche  Organisation  der  Paro- 
chialvorstände  an  der  Hand  der  Schrcinsurkunden  klar  gelegt 
ist,  bedarf  es  der  Untersuchung,  in  welcher  Eigenschaft  sie  bei 
den  Uebereignungen  von  Grund  und  Boden  eine  so  hervorra- 
gende Rolle  spielen.  Schon  ihre  Bezeichnung  als  Bürgermeister 
oder  Meister  der  Pfarrgenossen  lässt  darauf  schliessen,  dass  sie 
die  höchsten  kommunalen  Verwaltiingsbeamten  sind.  Die  Thä- 
tigkeit  der  Parochialbehörden,  soweit  sie  in  den  Schreinsurkun- 
den zum  Ausdruck  gelangt,  ist  eine  richterliche  oder  richtiger 
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notarielle.  Die  Offi/ialen  verzeichnen  die  Besitzänderungen  an 
Liegenschaften.  Die  Formel  der  späteren  Zeit,  hec  facta  sunt 
corain  judieihus  et  inagistris,  setzt  die  Gegenwart  der  Offizialen 
— so  seien  im  Anschluss  an  den  Sprachgebrauch  des  12.  Jdts. 
die  Paroehial beamten  der  Kürze  wegen  genannt  — bei  der 
Uebertragung  von  dinglichen  Rechten  als  Regel  voraus,  während 
die  willkürlichen  Eintragungen  der  ältesten  Zeit  manchmal  ju- 
dices  allein,  manchmal  magistri  allein,  manchmal  beide  zusammen 
aufführen. 

Bevor  ich  es  aber  wage  die  Theilnahme  der  magistri  an 
der  Gerichtsadministration  abzugrenzen,  seien  einige  generelle 
Bemerkungen  den  Schreinsurkunden  selbst  und  der  Entstehung 
des  Kölner  Grundbuchwesens  gewidmet. 

„Tm  fränkischen  Reiche  laufen“,  so  führt  Brunner  i)  aus, 
„soweit  die  Urkunden  zurückreichen,  zwei  verschiedene  Ueber- 
eignungsformen  deutlich  erkennbar  neben  einander  her.  Schon 
in  der  merovingischen  Zeit  weist  die  Uebertragung  des  Grund- 
eigenthums einen  bedeutsamen  Dualismus  auf,  den  Dualismus 
der  schriftlichen  Uebereignung  einerseits,  wie  sie  das  römische 
Vulgarrecht  ausgebildet  und  der  Einfluss  der  Kirche  zunächst 
bei  den  salischen  Franken  zur  Anerkennung  gebracht  hat,  einer 
volksrechtlichen  Uebereignung  andrerseits,  welche  im  nationalen 
Recht  der  Germanen  ihre  Wurzel  trieb“.  Die  römische  Form 
der  Uebereignung  ist  nicht  unbeeinflusst  geblieben  von  der  ger- 
manischen. Erfolgte  die  Eigenthumstibergabe  auch  durch  Bege- 
bung einer  Veräusserungsurkunde,  die  immer  eine  carta  sein 
musste,  so  trat  dennoch  häufig  die  reale  Investitur  des  Volks- 
rechts hinzu;  oder  aber  es  wurden  Traditionssymbole  zugleich 
mit  der  Dispositionsurkunde,  der  carta,  übergeben.  Nach  der 
Fränkischen  Zeit  werden  überhaupt  schriftliche  Aufzeichnungen 
bei  Uebereignungen  von  Grund  und  Boden  seltener.  Die  pro- 
zessualischen Vortheile  der  carta  gegenüber  der  schlichten  Be- 
weisurkunde, der  notitia,  konnten  kaum  mehr  zur  Geltung  kom- 
men bei  dem  allgemeinen  Misstrauen  gegen  eine  Beweisführung 


1)  Zur  Rechtsgescliichte  der  Römischen  und  Germanischen  Urkunde. 
Berlin  1880,  S.  272. 
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durch  blosses  schriftliches  Zeugniss^).  Beide,  carta  und  notitia, 
erfüllten  fortan  nur  noch  denselben  Zweck:  die  Erleichterung 
des  Zeugenbeweises.  Sogar  die  Königsurkunden,  als  welche 
doch  unanfechtbar,  begannen  darauf  bedacht  zu  sein,  „sich  da- 
neben auch  den  Zeugenbeweis  zu  sichern“^).  Indern  so  „der 
durch  die  Zeugen  vermittelte  und  erleichterte  Zeugenbeweis 
immer  mehr  in  den  Vordergrund  trat“,  musste  sich  der  Unter- 
schied zwischen  Dispositivurkunde  und  schlichter  Beweisurkunde 
verwischen.  Von  diesem  Zustande  bis  zur  summarischen  Auf- 
zeichnung von  Erwerbungen  in  der  Form  von  Akten  war  nur 
noch  ein  Schritt;  der  nächste  Schritt,  der  alsdann  folgen  musste, 
war  ein  gänzlicher  Verzicht  auf  Sicherung  einer  Erwerbung 
durch  irgend  welche  schriftliche  Aufzeichnung.  Erst  neuerdings 
ist  dieser  ganze  Prozess  in  den  einzelnen  Phasen  seiner  Ent- 
wicklung auf  Grund  eines  gewaltigen  Materials  mit  peinlicher 
Sorgfalt  dargestellt  ^).  Für  den  Niederrhein  liegt  ein  so  umfas- 
sendes Material  nicht  vor,  auch  ist  eine  einschlagende  Untersu- 
chung noch  nicht  geliefert;  doch  werden  die  Urkunden,  welche 
in  irgend  einer  Weise  den  Erwerb  von  Grundbesitz  bezeugen 
sollen,  auch  hier  immer  seltener. 

Während  solchergestalt  selbst  in  den  Klöstern  die  Tradi- 
tionen Fränkischer  Cultur  erstarben,  ging  der  erste  Schritt  im 
entgegengesetzten  Sinne  von  dem  Bürgerthum  aus,  von  den 
Laien,  von  den  reich  und  mächtig  gewordenen  Kaufleuten  der 
Kölner  Martinspfarre ^).  Grund  und  Boden  waren  beweglicher 
geworden  und  wechselten  häufiger  die  Hand,  Erblcihe  und  die 
Pfandsatzung  mit  ihren  ausführlichen  Bestimmungen  machten 
die  schriftliche  Aufzeichnung  von  Grundbesitzerwerbungen  zur 


1)  Zu  vergleichen  Ficker,  Beiträge  zur  Unkundeulehre  I.  Innsbruck 
1877  § 54  ff. 

2)  Ficker  a.  a.  0.  8.  85. 

.8)  Redlich,  Ueber  bairische  Traditionsbücher  und  Traditionen,  in 
den  ,, Mittheilungen  des  Instituts  l'vir  Oesterreichische  Geschichtsforschung“. 
Bd.  V.  Innsbi'uck  1884,  S.  l ff.  Die  treffliche  Abhandlung,  die  Schulte 
dem  3.  Bande  des  Strassburger  Urkundenbuches  vorausschickt,  erschien 
nach  Abschluss  meitier  Arbeit. 

4)  Man  vergleiche  das  Verzeichniss  der  Stadtbücher  von  lloineyer 
a.  a.  0.  S.  17  ff. 
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Notliweiuligkeit.  Die  Einführung  des  Sclireinswesens  stellt  sich 
dar  als  Weiterbildung  der  früheren  Verhältnisse,  die  aus  den 
ältesten  Karten  noch  deutlich  hervortreten.  Es  waren  die  Ge- 
richtsgenossen, die  Farochianen,  deren  Gemeindezeugniss  die  Er- 
werbungen sicherte  D,  die  durch  Darreichung  von  Wein  und 
Nüssen  seitens  des  Käufers  diesem  zum  Zeugniss  verpflichtet 
waren.  Sie  mussten  als  Gemeindezeugen  Grundbesitzer  in  der 
betreffenden  Farochie  sein,  denn  von  dieser  Eigenschaft  war 
von  jeher  der  Beruf  zum  Gemeindezeugen  abhängig  gemacht 
worden.  Rein  aus  praktischen  Gründen,  memoriam  omnium 
tarn  posterorum  quam  presentium  exonerantes,  scripto  signamus, 
wie  es  in  Martin  1.  II.  12  heisst,  schritt  man  zur  Aenderung.  Die 
Communalbehörde,  die  Offizialen,  waren  es,  welche  das  Geschäft 
der  Grundbuchführung  übernahmen.  Die  Form  der  Eintragun- 
gen war  natürlich  — dem  Zweck  der  Erleichterung  des  Ge- 
meindezeugnisses entsprechend  — die  objektiv  referirende  der 
notitia,  wenn  auch  in  den  ältesten  Karten  hie  und  da  eine  sub- 
jektive Fassung  der  Urkunde  sich  einschleicht.  Im  Namen  der 
Farochianen  geben  die  Bürgermeister  Kunde,  dass  diese  oder 
jene  Uebereignung  in  legaler  Weise  stattgefunden  habe:  notum 
sit  quod,  noscat  presens  etas  u.  s.  w.  Ausdrücklich  bemerkt 
wird  in  der  Regel,  dass  die  Gebühren,  das  Zeugengeld,  das  te- 
stimonium,  den  Bürgermeistern  und  Bürgern  bezahlt  ist:  Inde 
civibus  testimonium  persolvi,  ut,  si  quis  me  in  hoc  iniuriare  co- 
naverit,  festes  mei  sink  Der  Zeitpunkt  der  Eintragung  ist 
aus  den  Urkunden  nur  selten  ersichtlich,  doch  scheinen  dersel- 
ben die  Auflassungsformalitäten  vorauf  gegangen  zu  sein.  Fo- 
sitiv  ergibt  sich  dieses  Verhältniss,  welches  übrigens  auch  so 
feststände,  aus  den  späteren  Amtleutebüchern  2),  in  welchen  den 
Offizialen  Vorschriften  hinsichtlich  der  Uebereignung  ertheilt 
werden. 


1)  Am  ausführlichsten  über  das  Gemeindezeugniss  handelt  Haiss  in 
seiner  scharfsinnigen  Untersuchung  „Traditio  und  Investitura“  (1876) ; Sohm 
berührt  dasselbe  nur  gelegentlich  der  Controverse,  inwieweit  persönliche 
Freiheit  und  Besitz  von  Grundeigenthum  einander  bedingen  : Die  Fränki- 
sche Reichs-  und  Gerichtsverfassung.  S.  354. 

2)  Vergleiche  besonders  Kapitel  5 u.  6. 
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War  nun  eine  solclie  Eintragung  der  Besitzveränderungen 
obligatorisch?  Mancherlei  lässt  darauf  schliessen,  dass  wenig- 
stens die  Handänderungen,  welche  von  den  Parochialen  und 
Offizialen  vorgenommen  wurden,  auch  eingetragen  werden  muss- 
ten. Statuta  civium  exequentes  et  memoriam  omnium  . . exoue- 
rantes  scripto  signamus,  qualiter  ego  u.  s.  w.,  lautet  die  oben 
schon  angezogene  Urkunde  (Martin  1.  II.  12). 

Jedenfalls  betrachten  die  Bürger  die  Grundbuchführung  als 
eine  spezifisch  bürgerliche  oder  städtische  Errungenschaft,  als 
einen  wesentlichen  Bestandtheil  des  städtischen  Rechtes.  So  wird 
in  Martin  1. 1.  9.  von  der  civilis  attestatio  gesprochen  und  in  der  oft 
angezogenen  Urkunde  von  1159  werden  die  Parochialvorstände 
fraternitates  genannt,  que  civilem  respiciunt  iusticiam.  Ergänzt 
wird  der  Ausdruck  civilis  iusticia  gewissermassen  durch  den 
einer  zweiten  Urkunde  desselben  Jahres-},  wo  ein  Kauf  vor  den 
Schöffen  als  secundum  ins  coloniensis  urbis  geschehen  bezeichnet 
wird.  Am  deutlichsten  aber  tritt  die  Identifizirung  von  ins  civile 
und  urbale  in  den  ältesten  Schrei nskarteu  der  Apostelparochie  in 
Erscheinung.  Einige  Urkunden  der  ältesten  Karte  mögen  hier 
zur  Illustration  des  Gesagten  wiedergegeben  werden: 

Notum  sit  quod  Arnolt  et  uxor  sua  dimidiam  domum  si- 
tam  juxta  vineam  acquisierunt,  seu  [sicut]  justuni  est  ad  jus  ge- 
nerale et  civile. 

Ricolfus  et  uxor  ejus  acquisiverunt  domum  Rabodonis  ad 
jus  civile  et  urbale. 

Cristianus  domum  et  hereditatem  in  novo  foro  quam  emit 
ab  Adam  nunc  possidet,  ut  vertere  possit,  quo  velit. 

Das  jus  civile,  generale  ist  im  Wesentlichen  gleichbedeu- 
tend mit  der  civilis  adtestatio,  mit  dem  Erwerb  einer  Liegen- 
schaft sub  testimonio  civium  und  der  diesem  folgenden  Ein- 
tragung. 

Die  letzte  Urkunde  hebt  die  zweite  Eigenschaft  einer  Er- 
werbung ad  jus  civile  hervor;  der  Käufer  hat  freie  Dispositions- 
befugniss  über  die  erlangte  Liegenschaft,  er  ist  bei  einer 


1)  Quellen  I Nr.  73  S.  550. 

2)  ibid.  Nr.  74. 
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ferneren  Uebereignung  keiner  liofreclitlicben  Abgabe  mehr  un- 
terworfen 1). 

Uni  nun  die  Thätigkeit  der  Offizialen  klar  zu  stellen,  ist 
es  notliwendig  der  anderen  Beurkundungspersonen  zu  gedenken, 
welche,  Avie  berichtet,  meist  als  judices  neben  den  Offizialen 
genannt  werden.  Die  Schwierigkeit  dieser  Untersuchung  nach 
dem  Wesen  der  judices  liegt  in  der  schon  angedeuteten  Natur 
des  Quellenmaterials  der  Schreinsurkunden,  welche  nur  in  den 
allerältesten  Karten  die  wirklichen  Verhältnisse  erkennen  lassen, 
während  die  späteren  Zustände  durch  die  Formelhaftigkeit  der 
Urkunden  gewissermassen  verschleiert  Averden. 

In  der  ältesten  Zeit  scheinen  alle  ßesitzänderungen,  welche 
durch  solche  Rechtsgeschäfte  herbeigefUhrt  wurden,  deren  Voll- 
ziehung die  Publizität  erforderte,  in  den  Karten  der  Parochie, 
innerhalb  deren  Bezirk  sie  lagen,  verzeichnet  worden  zu  sein. 
Dass  das  Uebereignungsgeschäft  nicht  immer  vor  derselben  Be- 
hörde vorgenommen  ist,  lassen  die  Eintragungen  erkennen.  Die 
Mehrzahl  der  Besitzänderungen  ging  offenbar  in  der  betreffen- 
den Parochie  vor  sich:  in  audientia  iudicis  et  parochianorum, 
coram  parochianis,  in  presentia  civium  et  magistrorum  u.  s.  w.^). 
Es  war  dieses  der  Normalfall,  der  einer  besonderen  Erwähnung 
nicht  bedurfte;  in  der  Regel  wird  es  die  domus  civium  der  be- 
treffenden Parochie  gewesen  sein,  das  spätere  Gebur-  oder  Dink- 
haus,  welches  zu  diesem  Zwecke  diente,  in  dem  die  Uebereig- 
nung  stattfand. 

Ausdrücklich  unterschieden  werden  von  diesen  lokalen 
Gerichtsversammlungen  solche,  bei  denen  die  Gesarnmtheit  der 


1)  Der  Vollständigkeit  halber  ist  auch  dieser  zweite  Punkt  hervor- 
gehoben, der  wie  Hoeniger  gelegentlich  einer  Besprechung  der  angeführten 
Gobbers’schen  Arbeit  (Jahrbücher  der  Nationalökonomie.  Juniheft  1884) 
ausführt,  mit  zum  Wesen  des  jus  civile  gehört. 

2)  Man  vergleiche  z.  B.  Martin  2.  I.  15  : Notum  sit  cunctis,  quod 
ego  Petrissa  advocatrix  inter  cives  nostros.. Martini  venerim  et  michi 
et  meis  heredibus  (domus  dimidictatem)  domini  Godefridi,  que  sita  est  in 

Sasinhove  contra  se  et  suos  heredes  conquisierim, nec  non  et  Riche- 

lindis  alteram  dimidiam  partem  suis  heredibus  conquisierit  proprietatem. 
Hinc  ambe  testimonia  tribuerunt,  ut  omnes  resistant,  si  quis  in  hoc  offen- 
dere  eas  velit. 
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Bürger  zugegen  ist : Noscat  presens  etas  et  omniura  secutura 
posteritas,  qualiter  ego  ....  diraidiam  domum  quam  inhabito 
hereditario  iure  possessam  banno  et  pace  civilis  attestacionis 
mihi  confirmavi  et  hoc  summo  conventu  prefecti  urbis  in  nati- 
vitate  domini  u.  s.  w.  i).  Und  in  einer  anderen  Eintragung  heisst 

es  2) : Heriinan (Superbus -granus)  et  Richmut  a manu  cunice 

sororis  domini  Vogil  aream  . . emerunt,  quam  capitali  conventu 
prefecti  urbis  et  omnium  civium  banno  et  quod  vulgariter  dici- 
tur  pace  potestati  sue  nullo  calumpniante  subdiderunt.  Et  ob 
hanc  causam  amam  vini  civibus  tradiderunt ....  Hec  omnia  do- 
mino  Ottone  magistratu  dominante  sunt  diffinita.  Auch  bei  einer 
der  folgenden  Eintragungen  kann  über  die  Zusammensetzung 
der  Gerichtsversammlung  ein  Zweifel  kaum  walten  : Heinricus 
Longus  hat  ein  Haus  gekauft,  et  hoc  fecit  coram  civibus  et  ci- 
vium magistris  et  coram  iudicibus  et  rectoribus;  später,  wird 
hinzugefügt,  sei  der  Erwerber  in  domum  agendarum  rerum  ge- 
kommen und  habe  dem  Sohn  seines  Vertraggegners  eine  be- 
stimmte Summe  gegeben,  ut  suo  consensu  hec  supradicta  con- 
firmata  forent.  Ganz  deutlich  werden  hier  die  rectores  von  den 
Parochialbeamten  unterschieden.  Schon  der  Ausdruck  legt  den 
Schluss  auf  die  höchste  Stadtbehörde,  die  SchötFensenatoren, 
nahe,  die  ja  auch  in  jener  Urkunde  von  1159  unter  dieser  Be- 
zeichnung auftreten.  Es  erfolgte  also  das  Rechtsgeschäft  sowohl 
in  Gegenwart  der  lokalen  als  auch  der  städtischen  Obrigkeit. 
Ein  anderes  Mal  wird  derselbe  Sachverhalt  ausgedrückt  durch 
die  Worte : assignaverunt  in  presentia  prefecti  urbis  Ricolti  et 
civium  totius  loci  nostri.  Von  einem  weiteren  Rechtsgeschäft 
wird  gesagt,  dass  es  im  liberum  placiturn  liberi  comitis  gesche- 
hen^), oder  aber  ante  scabinos  et  comitern  et  advocatum  vollzo- 
gen sei'^). 

Sonderbarer  Weise  linden  sich  nur  in  den  beiden  ältesten 
Karten  der  Martinsparochie  Eintragungen  dieser  Art,  in  der 


1)  Martin  1,  I.  9. 

2)  Martin  1.  IV.  l. 

3)  Martin  1.  V.  1. 

4)  Martin  1.  VI.  7. 

5)  Martin  2.  I.  43, 
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dritten  und  in  den  folgenden  fehlen  sie  fast  gänzlich.  Und  kei- 
neswegs lässt  sich  der  Grund  dieser  cigenthümlichen  Erschei- 
nung aus  dein  Umstande  hcrleiten,  dass  wegen  der  Formelhaf- 
tigkeit der  Eintragungen  nicht  fürder  zu  erkennen  sei,  ob  ein 
Rechtsgeschäft  vor  dem  Schöffencollegium  oder  in  der  Parochie 
selbst  vorgenommen  worden  sei : diesbezügliche  Schreinsnoten 
verschwinden  weit  vor  dem  Beginne  der  Formelhaftigkeit.  Die 
Ursache  war,  wie  in  der  Folge  gezeigt  werden  soll,  eine  an- 
dere ; das  Bediirfiiiss,  die  vor  dem  Schöffengericht  erfolgten  Er- 
werbungen von  Liegenschaften  in  die  Schreinskarten  des  Unter- 
bezirkes einzutragen,  war  später  nicht  mehr  in  gleicher  Stärke 
vorhanden  U- 

Aber  auch  die  anderen  Schreinsurkunden,  jene  also,  welche 
Rechtsgeschäfte  bekunden,  die  vor  Versammlungen  stattfanden, 
die  in  der  Parochie  abgehalten  wurden,  sind  in  zwei  Gruppen 
zu  zerlegen.  Das  Princip  der  Eintheilung  ist  der  Charakter 
des  richterlichen  Beamten,  in  dessen  Gegenwart  das  Rechts- 
geschäft abgeschlossen  wurde.  Es  ist  bereits  der  judices  Er- 
wähnung geschehen,  die  in  den  meisten  Schreinskarten  neben 
den  Parochialvorständen,  den  Offizialen,  genannt  werden.  An 
Stelle  der  allgemeinen  Bezeichnung  „judices“  geben  einige 
Schreinsnoten  in  ihrer  Corroboration  Namen  und  Stellung  die- 
ser Beamten  an.  Beispiele  dieser  Art  finden  sich  in  den  ältesten 
Schreinskarten  der  Parochien  Laurenz  und  Martin,  während 
die  von  Aposteln  — eigentlich  mehr  Akte  wie  Urkunden  enthal- 
tend — auch  über  die  Beurkundigungspersonen  keinen  Auf- 
schluss geben. 

Von  einem  Rechtsgeschäfte  2)  heisst  es,  dass  es  geschehen 
sei  coram  secundo  comite  Henrico  et  magistris  civium  und  gleich 
darauf^):  Et  hec  facta  sunt  presentibus  istis  Sigwino  comite  et 
Wezelino  advocato  et  Everhardo  Albo  magistro  civium.  In  ähn- 
licher Weise : Hec  facta  sunt  coram  civibus  et  magistris  civium, 
tune  vero  magisterium  tenentibus  Tizoue,  Vollands  et  presente 


1)  Vergleiche  S.  35  ff. 

2)  Martin  1.  III.  7. 

3)  Martin  1.  IV.  6. 

4)  Martin  I.  IV.  11. 
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prefecto  Henrico.  Äehiiliche  Fälle  Hessen  sich  aus  den  ältesten 
Karten  von  Laurenz  beibringen. 

Am  deutlichsten  und  anschaulichsten  ist  die  Urkunde,  welche 
schon  oben  angezogeii  wurde.  Notum  sit  omnibus,  heisst  es  in 
Martin  1.  VI.  7,  tarn  fiituris  quam  presentibus,  qiiod  Heiiricus  filius 
Thiderici  quartam  partem  cuiusdam  domus  fratribus  s.  Pan- 
taleonis  dedit  pro  remedio  anime  sue,  quod  contirmaverunt 
fratres  coram  civibiis  et  coram  Heinrico  comite,  data  pro 
testimonio  ama  vini  ipsis  civibus.  Hoc  tempore  fuit  magister 
civium  Vogel.  Cum  hoc  eis  sic  confirmatiim  fnisset,  venerunt 
fratres  in  liberum  placitum  liberi  comitis,  et  ipse  comes  fecit 
eis  bannum  et  pacem  super  hanc  eorum  proprietatem  sine  aliqua 
contradictione. 

Es  werden  hier  deutlich  zwei  verschiedene  Gerichte  aus- 
einandergehalten, das  erste  tindet  in  der  Parochie  statt  in  Ge- 
genwart der  Comrnunalbehörden  unter  Vorsitz  eines  Grafen,  das 
zweite  im  echten  Ding  des  Burggrafen.  Diese  judices  nun, 
welche  dem  Parochialgerichte  in  den  zahlreichen  aufgeführten 
Fallen  präsidirten,  waren  entweder  die  obersten  Stadtrichter, 
d.  h.  Burggraf  und  Stadtvogt  oder  deren  Vertreter;  der  zweite 
Graf,  der  subcomes,  auch  Graf  schlechtweg  und  der  subadvo- 
catus  auch  einfach  advocatus  genannt  i).  In  welchem  der  ein- 
zelnen angeführten  Fälle  der  Oberrichter  oder  sein  Vertreter 
der  vicecomes  gemeint  gewesen  ist,  muss  bei  der  schwanken- 
den Terminologie  unentschieden  bleiben,  ist  auch  für  die  wei- 
tere Untersuchung  nicht  von  Belang,  da  die  beiden  Vicare  sich 
hinsichtlich  ihres  Aintscharakters  durcliaus  nicht  von  den  ober- 
sten Stadtrichtern  unterschieden  2).  Worauf  es  ankommt,  ist 
die  Thatsaclie,  dass  in  einigen  Fällen  die  in  den  Schreins- 
urkunden als  Vorsitzende  der  Parocliialgericlitsversammlungen 
genannten  judices  Oberrichter  der  Stadt  oder  deren  Vertre- 
ter sind.  Fs  wurde  schon  auf  die  typische  Form  judices  in  den 
Corroborationsformeln  der  Schreinskarten  etwa  von  der  zweiten 


1)  Zu  vergleichen  Hegel,  Verfassnngsgesclüchte  der  Stadt  Cölu  S.  I)d. 

2)  Zu  vergleiclien  Sohm,  Die  l^'ränkisclie  lleiclis-  und  Gerichtsver- 
fassung 8.  513  ff. 
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lläifte  des  12.  Jdts.  an  aufrnerksani  g-einaclit:  sind  nun  immer 
unter  diesen  judices  jene  höheren  ricliterlichcn  Beamten  zu  ver- 
stehen V 

Ich  trage  kein  Bedenken  die  aufgeworfene  Frage  mit  nein 
zu  beantworten,  weil  eine  Keihe  von  entscheidenden  Gründen 
gegen  eine  solche  Ahnahine  spricht.  Man  ziehe  nur  die  Conse- 
quenz:  jede  Auflassung,  jede  Uebertragung  von  dinglichen  La- 
sten in  irgend  einer,  der  schon  im  Jahre  1159  gleichartig  orga- 
nisirten  7 altstädtischen  Farochien,  soll  vor  jenen  höchsten  Ge- 
richtsbehörden der  Stadt  vollzogen  worden  sein!  Fürwahr  es 
wäre  unmöglich  gewesen,  dass  Burggraf  und  Vogt  sich  dieser 
Arbeitslast  gewachsen  zeigten.  Während  in  den  ältesten  Karten 
die  Corroborationsformel,  wenn  überhaupt  vorhanden,  Schwan- 
kungen zeigt,  indem  das  Rechtsgeschäft  geschehen  sein  soll  coram 
magistris  civium  et  parochianis,  coram  civibus  et  judicibus,  co- 
ram judicibus  et  magistris  u.  s.  w.,  lautet  sie,  wie  schon  er- 
wähnt, von  der  dritten  Karte  an  nur  noch:  Factum  coram  ju- 
dice  et  magistris.  Inde  dedit  testimonium.  Kleine  Abweichun- 
gen, so  zwar,  dass  entweder  nur  der  judex  oder  nur  die  magistri 
genannt  werden,  sind  sehr  selten.  Eine  Veränderung  tritt  erst 
ein  im  ersten  Jahrzehnt  des  13.  Jdts.,  wo  die  Formel  aufkommt: 
Hec  facta  sunt  coram  officialibus.  Nach  einigen  weiteren  Jahr- 
zehnten verschwindet  überhaupt  jede  Corroborationsformel  aus 
den  Schreinseintragungen;  der  Aufzeichnung  des  Rechtsgeschäf- 
tes wird  höchstens  noch  der  Satz  angehängt : Inde  dedit  testi- 
monium. Aus  dieser  Uebersicht  geht,  so  scheint  es  mir,  mit 
Evidenz  hervor,  dass  die  faktischen  Verhältnisse,  deren  Nieder- 
schlag gewissermassen  die  Corroborationsformel  ist,  Dauer  ge- 
habt haben  müssen;  mithin  ist  anzunehmen,  dass  ein  judex  wäh- 
rend eines  bedeutenden  Zeitraumes  des  12.  Jhdts.  (etwa  der 
ganzen  zweiten  Hälfte),  um  es  ganz  allgemein  auszudrücken,  in 
jenen  Gerichtsversammlungen  der  Parochianen  zugegen  gewesen 
sein  muss,  in  welchen  die  später  zu  registrirenden  Auflassungs- 
geschäfte abgeschlossen  w^urden.  Wie  durchaus  unwahrschein- 
lich es  sei,  dass  unter  diesen  iudices  immer  jene  obersten  Stadt- 
richter  zu  verstehen  seien,  wurde  oben  berührt;  wenn  gleichwohl 
ein  judex  jedem  Uebereignungsgeschäft  assistirt  hat,  so  muss 
derselbe  ein  richterlicher  Beamter  geringeren  Charakters  gewesen 
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sein.  Icli  nebiiie  mithin  für  jede  Parochie  — schon  aus  inneren 
Gründen  — einen  judex  mit  lokal  beschränkter  Befugniss  an,  des- 
sen wirkliche  Existenz  ich  im  Verlaufe  dieser  Abhandlung,  spe- 
ziell gestützt  auf  das  Weisthum  von  Niederich  (Kapitel  5),  des 
Näheren  darthun  werde.  Nur  ganz  allgemein  lässt  sich  das 
Schicksal  dieses  niederen  Beamten  an  der  Hand  der  Schreinsur- 
kunden verfolgen.  Nothwendig  erscheinen  musste  seine  Gegen- 
wart bei  den  Versammlungen  der  Pa-rochialen  noch  zu  der  Zeit, 
wo  jene  Corroborationsformel  aufkam  In  der  folgenden  Pe- 
riode von  1200  etwa  bis  1210,  wo  die  neue  Formel  platz  griff 
„coram  officialibus“,  dürfte  der  judex  wohl  schon  jeden  Ein- 
flusses beraubt  gewesen  sein.  Für  den  ganzen  Zeitraum  des 

13.  Jdts.  fliessen  die  Quellen  gar  spärlich,  die  uns  über  die  in- 
nere Organisation  der  Schreinsverwaltung,  über  die  Zusammen- 
setzung der  Oftizialenbehörde  Aufschluss  geben:  Die  Schreins- 
eintragungen sind  schon  so  formelhaft,  dass  sie  eine  Ausbeute 
für  meinen  Zweck  kaum  mehr  gewähren,  auch  sind  gerade  in 
diesem  Zeiträume  bedeutende  Lücken  der  Ueberlieferung  zu  be- 
klagen. Fast  ausschliesslich  ist  man  auf  den  grossen  Schied 
vom  Jahre  1258  angewiesen,  der,  wie  über  alle  Verfassungsin- 
stitute der  Stadt,  so  auch  über  die  Parochialbchörden  erwünsch- 
ten Aufschluss  gibt.  Hiernach  ist  der  judex  bereits  ver- 
schwunden; und  das  gleiche  ist  natürlich  der  Fall  in  den  soge- 
nannten Amtleutebüchern,  deren  Entstehung  in  den  Anfang  des 

14.  Jdts.  zu  setzen  ist,  für  welche  Zeit  sie  die  Organisation  der 
Offizialen  klar  erkennen  lassen.  Wohl  aber  finden  sich  in  ihnen 
wie  im  grossen  Schied  vom  Jahre  1258  Beste  jener  ehemaligen 
Funktionen  dieser  verschwundenen  judices,  die  geeignet  sind, 
Aufklärung  über  den  ursprünglichen  Charakter  dieses  richterli- 
chen Amtes  zu  gewähren,  dessen  Bekonstruktion  alsdann  unter- 
nommen werden  kann.  Die  Amtleute,  so  sehen  wir,  sind  ur- 
sprünglich keine  Behörde,  die  selbständig  zu  Gericht  sitzt,  viel- 
mehr bedarf  sie  des  leitenden  Bichters.  Sie  sind  besonders 
angesehene  Beurkundungspersonen  und  führen  als  solche  das 
Grundbuch. 

Waren  es  doch  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  Ueber- 

1)  In  der  Martinsparochie  von  Martin  3.  II.  19  an:  Factum  coram 
iudice  et  magistris. 
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eigiuingen  von  Liegenschaften,  deren  Vornahme  nur  Publizität, 
kein  richterliches  Erkenntniss  erfordern;  streitige  Gcrichtssachen, 
d.  h.  Klagen  um  Liegenschaften,  können,  soweit  die  Schrcins- 
karten  zurückreichen,  nur  durch  Schöffenurtheil  vor  dem  Prä- 
fekten entschieden  werden. 

Neben  diesen  Befugnissen  steht  — dem  Schied  so  wie  den 
Amtleutebüchern  zu  Folge  — den  beiden  Exekutivbeamten  der 
Parochialbehörde  das  Recht  der  Entscheidung  in  Klagen  um 
Geldschuld  zu,  wobei  die  Amtleute  in  der  üblichen  Siebenzahl 
als  ürtheilfinder  fungiren,  während  jene  beiden  schon  oben  an- 
gezogenen „dienenden  Meister“  als  Richter  präsidiren.  Ich 
glaube  mit  Bestimmtheit  annehmen  zu  dürfen,  dass  diese  ma- 
gistri  servientes  in  dieser  Hinsicht  die  Erbschaft  der  alten  ju- 
dices  angetreten  haben,  da  letztere  ihre  Existenz  neben  der 
mächtigen  Genossenschaft  nicht  werden  haben  behaupten  kön- 
nen. Durchaus  spricht  für  diese  Auffassung  die  Höhe  des  Be- 
trages, der  vor  dem  Amtleutegericht  eingeklagt  und  eventuell 
auf  dem  Wege  der  Execution  beizutreiben  war. 

In  einer  Weise,  die  keinem  Zweifel  Raum  lässt,  ergibt 
sich  aus  dem  Schied  die  Höhe  der  klagbaren  Summe  und  aus 
den  Amtleutebüchern  die  Ausdehnung  des  Gerichtszwanges,  wäh- 
rend zugleich  die  eigenthümliche  Benennung  der  in  Rede  ste- 
henden Befugniss  darauf  hindeutet,  dass  ein  uraltes  Recht  der 
Spezialgemeinde  hier  vorliegt.  — 

Zunächst  erhebt  Konrad  von  Hostaden  in  Artikel  18 1)  sei- 
ner Klage  den  Vorwurf  gegen  die  Untergemeinden,  dass  sie  die 
Entscheidung  von  Rechtssachen,  die  ihnen  nicht  zuständen,  vor 
ihr  Gericht  (in  domum  suam  parochialem)  zögen,  so  dass  sie 
des  Gewinnes  theilhaftig  würden,  der  sonst  ihm  und  seinen 
Richtern  zufliesse.  In  dem  Gerichtshause  der  Offizialen  könne 
überhaupt  eine  Gerichtsbarkeit  nur  bis  zur  Höhe  von  5 Schillingen 
ausgeübt  werden  (cum  tarnen  in  domo  officialium  non  possit 
iudicium  exerceri  nisi  de  quinque  solidis  et  infra).  Näher 
specialisirt  findet  sich  dieselbe  Beschwerde  in  § 36  der  erzbi- 
schöflichen Klage  2):  Um  die  normirte  Höhe  des  Betrages  zu 


1)  Quellen  II  S.  382. 

2)  a.  a.  0.  S.  384. 
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luiigelien,  petit  aliquis,  wenn  die  ganze  Klagesumme  sich  auf 
100  Mark  beläuft,  quinque  solides  et  quinque  solidos  usque  ad 
summam  centum  marcarum.  Zweimal  berühren  die  Schiedsrich- 
ter in  ihrem  Ausspruche  die  angezogenen  Klagen,  einmal  (S.  392) 
behaupten  sie,  dass  seit  alter  Zeit  Amtleute  in  den  Parochien 
gewählt  wurden,  qui  queedam  ibi  judicaverunt  et  judicant  se- 
cundum  eins  formam,  quod  bürge riethe  vulgariter  appellatur. 
Dass  die  Grenze  dieses  Burgerichts  5 Schilling  sei,  ergibt  sich 
aus  der  Beantwortung  der  zweiten  spezialisirten  Klage  des  Erz- 
bischofs: jene  betrügerische  Art  und  Weise  die  zustehende  Klage- 
summe zu  erhöhen,  sei  ein  Eingriff  in  die  Rechte  des  Stadtherrn 
und  eine  illusio  iurisdictionis  superioris  i).  Damit  übereinstim- 
mend heisst  es  im  Amtleutebuch  von  Columba Item  si  aliquis 
non  officiatus  aliquem  ofticiatum  convenerit  coram  magistris  vel 
altero  eorundern,  ille  tenebitur  ei  facere  ins  commune,  quod  di- 
citur  geburregth,  5 solidorura,  vel  ille  officiatus  velit  öligere, 
quod  ultra  ei  respondeat;  und  die  Statuten  von  Laurenz^)  sagen 
von  der  Vornahme  der  Pfändung:  so  sal  unser  meyster  dar  va- 
ren  mit  seivin  ambtmannen  inde  sal  in  pendin  voyr  voynf  Schil- 
linge, de  sal  der  meyster  half  geven  den  ambtmannen,  dei  na 
voylgint. 

Zweifellos  ist  dieser  Gerichtsbann  von  5 Schillingen  der 
des  judex,  dessen  Befugnisse  bereits  auf  die  Offizialen  über- 
gegangen. 

Und  ein  judex  von  dieser  Amtsqualität  konnte  sehr  wohl 
in  den  Gerichtsversammlungen  der  Pfarrgenossen,  in  welchen 
die  Akte  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  stattfanden,  als  Richter 
fungiren:  denn  wenigstens  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  ,ldts. 
war  zur  Auflassung  der  vom  Grafen  gehandhabte  alte  Königs- 
bann von  60  Schillingen  nur  noch  in  den  seltensten  Fällen  er- 
forderlich, wie  ich  unten  bei  der  Darstellung  der  Gerichtsver- 
waltung der  Vorstadt  Niederich  darthun  werde.  Derjenige, 
welchem  der  Uebereignungsmodus  in  der  Versammlung  der  Pa- 
rochialen  nicht  genügte,  konnte  vor  das  Schöffengericht  gehen 


1)  a.  a.  0.  S.  395. 

2)  tbl.  16  a. 

3)  fol.  6. 
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iiud  sich  den  giUliclicn  Bann  erwirken.  In  der  Zeit,  über  die 
wir  durch  die  Schreinsurknnden  zuverlässige  Kunde  besitzen, 
scheinen  in  den  Barochien  nur  solche  Rechtsgeschäfte  vorge- 
nonunen  worden  zu  sein,  bei  denen  der  Bann  nicht  nothwendig 
war,  doch  konnte  derselbe  noch  nachträglich  im  „placitum  legi- 
timuin  liberi  coniitis“  d.  h.  iin  echten  Ding  des  Burggrafen  ge- 
fordert werden. 

Wahrscheinlich  ist  dies  indessen  nicht  der  ursprüngliehe 
Zustand  gewesen;  vermuthlich  waren  auch  ursprünglich  — ebenso 
wie  in  den  Vorstädten  Niederich  und  Airsbach  — in  den  Paro- 
chien  echte  Dinge  unter  Grafenbann  abgehalten  worden,  so  zwar, 
dass  alle  Rechtsstreitigkeiten,  auch  Prozesse  um  Liegenschaften 
hier  ausgemacht  werden  konnten.  Als  Anhaltspunkt  verweise 
ich  hier  vor  allem  auf  eine  Erscheinung  der  späteren  Zeit,  deren 
Ursprung  jedenfalls  ein  sehr  alter  ist.  Nachdem  die  Uebereig- 
nungsceremonien  beendet  und  die  Einweisung  des  Erwerbes  in 
das  neue  Grundstück  erfolgt  war,  fand  die  Anschreinung  nicht 
sofort  statt  — das  alles  ergeben  die  später  zu  behandelnden 
Amtleutebücher  — sondern  erst,  wenn  der  Schrein  geöffnet  war. 
Ursprünglich  nun  scheint  nur  3 mal  im  Jahre  „geschrieben“ 
worden  zu  sein,  wobei  der  Gedanke  nahe  liegt,  dass  eine  solche 
„scriptura^^  im  Anschluss  an  das  echte  Ding  stattfand,  welches 
vermuthlich  3mal  im  Jahre  in  jeder  Parochie  abgehalten  wurde. 
Und  wie  die  placita  legitima,  so  waren  auch  die  3 Termine  der 
scriptura  vorausbestimmt:  noch  im  14.  Jdt.  schreiben  die  Statuten 
der  Ofticialen  von  Columba  : quod  tribus  vicibus  in  anno  scri- 
batur,  videlicet  ante  festum  omnium  sanctorum  et  in  media 
Sexagesime  et  ante  festum  b.  Margarete. 

Der  zweite  Grund,  welcher  für  die  obige  Annahme  spricht, 
dass  früher  auch  unter  dem  höchsten  Banne  in  den  Parochien  ge- 
richtet wurde,  ist  die  durch  die  oben  aufgeführten  Beispiele  erhär- 
tete Thatsache,  dass  in  den  Versammlungen  der  Pfarrgenossen  — 
beispielsweise  von  Martin  — der  Graf  resp.  sein  Vertreter  noch  ab 
und  an  den  Vorsitz  führte,  während  doch  die  Art  der  in  der  Paro- 
chialvertretung  verhandelten  Gerichtsakte  seine  Anwesenheit  nicht 
erheischte.  Denn  nur  das  echte  Ding  erforderte  nach  den  Grund- 


1)  Amtleutebuch  fol.  20. 
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Sätzen  der  Fränkischen  Gerichtsverfassung  den  Vorsitz  eines 
Grafen  t)der  Vizegrafen  i).  Nur  in  seltenen  Fällen  wurde  ein 
Unterrichter,  ein  Centenar,  mit  den  gräflichen  Befugnissen  aus- 
gestattet, so  dass  er  den  Vorsitz  im  echten  Ding  führen  konnte. 
In  Köln  vollends,  wo  der  Burggraf  in  dem  vicecornes,  dem  co- 
mes  secundus,  sich  einen  ständigen  Vertreter  geschaffen  hatte, 
ist  gewiss  nicht  daran  zu  denken,  dass  dem  Unterrichter  mit 
seinem,  dem  Gerichtsbanne  des  fränkischen  Centenars  entspre- 
chenden Fünfschillingsbann,  ursprünglich  die  Leitung  des  echten 
Dinges  zngestanden  habe.  Zur  Zeit  der  Entstehung  des  Schreins- 
wesens ist  nun  das  Verhältniss  vom  Untergericht  zum  Oberge- 
richt in  der  Hauptsache  so,  dass  die  Bechtsgeschäfte,  die  nur  im 
echten  Ding  abzunehmen  sind,  bereits  an  das  Schöffengericht 
der  Stadt  übergegangen  sind. 

Dieses  Verhältniss  ist  erstlich  aus  den  Eintragungen  der 
Parochialbehörde  ersichtlich,  in  denen  auf  ein  Schöffenurtheil 
Bezug  genommen  wird;  dann  aber  — nach  der  Begründung 
eines  Schöffenschreines  — verschaffen  uns  die  Aufzeichnungen 
dieses  letzteren  Klarheit  über  die  Grenzen  der  Competenzen 
beider  Behörden.  Unter  den  Besitzveränderungen,  welche  auf 
Grund  eines  Schöffenurtheils  erfolgten  und  dann  in  den  Paro- 
chialschreinen  verzeichnet  wurden,  ist  die  häufigste  der  Eigen- 
thumsübergang einer  zum  Pfand  gesetzten  Liegenschaft  an  den 
Pfandsetzer,  nachdem  die  Frist  zum  Rückkauf  verstrichen.  Um 
die  Form  einer  solchen  auf  Schöffenurtheil  hin  erfolgenden 
Handänderung  anschaulich  zu  machen,  sei  hier  ein  Schreinsno- 
tum  von  Martin  2.  1.  37  eingeflochten:  Notum  sit  quod  Achilles 
et  uxor  sua  Jutta  et  hcredes  sui  quandam  proprietatem  (scilicet 
kastam  unam)  — in  vadio  susceperint  et  per  tantum  temporis 
Spatium  retinuerint,  quod  eadem  kasta  i|)sis  judicio  scabinorum 
in  proprietatem  est  redacta.  Obgleich  nun  alle  Prozesse  um 
Grund  und  Boden  sowie  der  Entscheid,  dass  verpfändetes  Gut 


1)  Sohni  a.  a.  0.  8.  404  „das  eclite  Ding  zciclinot  sicli  vor  dem  ge- 
botenen — dadureli  aus,  dass  es  den  Grafen  als  Vorsitzenden  Richter  for- 
dert, dass  es  verfassungsmässig  Grafengericht  ist“.  Ausserdem  § 20  über 
den  Vicecornes,  wo  auch  des  Falles  gedacht,  dass  der  Centenar  zugleich 
missus  comitis  ist  (a.  a.  0.  .’')12). 
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definitiv  dein  Pfandnehmer  Zufällen  solle,  ausschliesslich  dem 
Schöffengerichte  Vorbehalten  waren,  konkurrirte  dasselbe  den- 
noch auch  auf  dem  ganzen  Gebiete  freiwilliger  Gerichtsbarkeit 
mit  den  kommunalen  Unterbehörden.  So  gut  wie  vor  Amtleuten 
und  Pfarreingesessenen  konnte  jeder  vor  dem  Schöffengericht 
dingliche  Lasten  übertragen.  Einige  Beispiele  der  Art  sind  schon 
früher  namhaft  gemacht,  so  dass  ich  mich  hier  auf  Anführung 
eines  einzigen  beschränke.  Notum  sit,  so  lautet  eine  Schreinsur- 
kunde i),quod  Didericus  et  uxor  sua  Maria  emerunt  contra  Wal- 
daverum et  uxorem  suam  Mathildim  dimidiam  domum  in  pre- 
sentia  judicum  et  scabinorum  et  civiurn.  Inde  dedit  ipse  civibus 
testinionium.  Der  Grund,  aus  dem  man  das  Schöffengericht  auf- 
suchte, war  wie  bereits  bemerkt  der  höhere  Bann  seines  Vor- 
sitzenden, des  Burggrafen  2). 

Nachdem  die  Stellung  der  richterlichen  Beamten,  die  neben 
den  Offizialen  im  Gericht  der  Parochie  fungirten,  hinlänglich  er- 
örtert, ist  es  möglich  ein  Bild  zu  geben  von  der  Gerichtsthätig- 
keit  dieser  Communalbehörde.  Im  Namen  der  Gemeinde  ver- 
zeichneten  die  magistri  civiurn  zunächst  die  Aenderungen  im 
Grundbesitz  der  Parochie.  Dabei  stand  ihnen  eine  gewisse 
Gerichtsadministration  zu,  indem  sie  diesem  oder  jenem  die 
Eintragung  in  die  Schreinskarten  verweigern  konnten,  meist 
wohl,  weil  ihnen  die  Dispositionsbefugniss  der  Betreffenden  zwei- 
felhaft erschien.  In  anderen  Fällen  wird  besonders  erwähnt, 
dass  die  Verwandten,  die  ein  Anrecht  auf  die  zu  übereig- 
nende Liegenschaft  hatten,  ausdrücklich  ihr  Recht  aufgegeben. 
Mit  der  Eintragung  in  die  Schreinskarten  verpflichteten  sich 
die  Offizialen  im  Namen  der  Gemeinde  den  Erwerber  gege- 
benen Falls  mit  ihrem  Zeugniss  zu  unterstützen.  Eine  solche 
bequeme  Sicherung  des  Besitzers  durch  das  Zeugniss  der  Offi- 
zialen hatte  ja  überhaupt  erst  zur  Einführung  des  Schreinswe- 
sens Anlass  gegeben.  Cunctis  pateat,  heisst  es  in  Martin  2. 1.  14, 
quod  ego  Forthevus  (Mulo)  et  uxor  mea  Hadewigis  et  heredes 
nostri  domum  nobis  conquisivimus  contra  Gerardum  et  filium 

1)  Martin  2.  III.  41. 

2)  Martin  1.  IV.  1 : in  conventu  prefecti  urbis  et  omnium  civiurn 
banno  et  quod  vulgariter  dicitur  pace  potestati  sue  nullo  calumpniante 
subdiderunt. 
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eins  et  eius  heredes.  Hinc  civibiis  jus  persolvi,  iit  si  aliquis  in 
hoc  me  ledere  volnerit,  ipsi  resistant.  Derselbe  Zweck  wird  in 

der  folgenden  Eintragung  mit  den  Worten  ausgedrückt,  ut 

resistant,  si  quis  in  hoc  offendere  velit.  Dieses  resistere  wird 
durch  andere  Wendungen  dahin  erläutert,  dass  die  Bürger  oder 
speciell  die  Offizialen  im  Falle  einer  Anfechtung  Zeugniss  leisten 
sollen  „ut  testes  sind,  ut  testimonium  perhibeant,  ut  testimonio 
obtineant“  u.  s.  w.  Es  fragt  sich  nun  vor  welchem  Gericht  die 
Offizialen  im  Namen  der  Gemei odegenossen  Zeugniss  abzulegen 
hatten,  da  in  dem  Parochialgerichte  selbst  ein  Angriff  gegen  ein 
erworbenes  Grundstück,  weil  Prozesse  um  Liegenschaften  die 
Competenzen  desselben  überschritten,  — nicht  zurückgewiesen 
werden  konnte. 

Es  bleibt  nur  das  Schöffengericht  übrig,  und  dass  derartige 
Streitigkeiten  dort  entschieden  werden  mussten,  wurde  bereits 
erwähnt. 

In  das  echte  Ding  des  Burggrafen  wurden  alsdann  die  Of- 
fizialen als  Zeugen  „gezogen“  und  hatten  daselbst  Bericht  ab- 
zulegen über  das  vor  ihnen  abgeschlossene  Rechtsgeschäft. 

Notum  — heisst  es  in  der  Eintragung  Martin  13.  III.  18  — 
quod  Wiricus  ad  manus  suas  et  uxoris  sue  (Crispine)  compos 
efficiebatur  domus  et  aree  (pro  wedeschaz)  ex  parte  iudicum, 
que  sita  est  iuxta  domum  Hildegeri  ....  professione  officialium, 
sententia  scabinorum,  presentia  officialium  d.  h.  die  Autorität  der 
Pfarroffizialen  als  öffentlicher  Beurkundigungspersonen  wurde  voü 
dem  Schäffengericht  als  zu  Recht  bestehend  anerkannt,  dieselben 
wurden  als  Zeugen  „gezogen“,  wenn  einer  der  Contrahentcn  im 
Prozesse  sich  auf  die  von  ihnen  legalisirten  und  eingetragenen 
Rechtsgeschäfte  berief.  Eine  solche  Inanspruchnahme  des  Zeug- 
nisses der  Communalbehörde  bei  bürgerlichen  Streitigkeiten, 
musste  aber  die  Regel  sein,  nachdem  das  Schreinswesen  längere 
Zeit  bestanden,  da  die  Eintragung  der  llandanderungen  ver- 
muthlich  obligatorisch  war.  Die  ganze  Einrichtung  des  Schreins- 
wesens ist  aber  nur  denkbar  im  engcsten  Anschluss  an  das 
Schöffengericht,  denn  in  diesem  wurde  entschieden  nach  Ausweis 
der  Eintragungen  in  die  von  den  Offizialen  geführten  Schreins- 
karten. Nahmen  auch  die  hohen  Gerichts])ersonen  der  Stadt 
nicht  mehr  Theil  an  den  Gerichtssitzungen  der  Spezialgenieindcn, 
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waren  deren  jurisdiktionelle  Befugnisse  auf  die  des  unechten 
Dinges  zusaininengeschrunij)ft:  der  organische  Zusaininenhang 
der  Altstadt,  als  einer  Gerichtseinheit,  blieb  gewahrt. 

Halten  wir  alle  Momente  zusaininen,  die  sich  bisher  über 
das  Verhältniss  der  Unterbezirke  und  ihrer  Gerichtsbehörde  zu 
dein  Schöffengericht  der  Altstadt  und  dem  Burggrafen  ergeben, 
so  fällt  eine  überraschende  Aehnlichkeit  dieses  einheitlichen  Ge- 
richtsorganismus mit  der  jurisdiktioneilen  Verwaltung  der  frän- 
kischen Grafschaft  ins  Auge.  Wie  diese  in  Centenen,  so  zer- 
fällt der  Bereich  der  alten  Burggrafscliaft,  die  Altstadt,  in  Un- 
tergericlitsbezirke,  die  sogenannten  Parochien.  Jenen  steht  ein 
Centenar  mit  einem  Gerichtsbanne  von  5 Schillingen  vor,  diesen 
ein  Unterrichter,  dessen  Zwangsgewalt  sich  auf  denselben  Betrag 
beläuft.  Der  Centenar  hat  die  Leitung  des  gebotenen  Dinges: 
d.  h.  in  seiner  Gericbtsversammlung  geschehen  Uebereignungen 
von  Liegenschaften  und  werden  Klagen  um  Geldschuld  ent- 
schieden ^).  Ganz  gleiche  Funktionen  übten,  so  ist  gezeigt,  die 
Parochialrichter  aus. 

Besteht  solchergestalt  die  auffallendste  Aehnlichkeit  zwischen 
den  alten  Centenen  und  den  hier  vorliegenden  Parochien,  so  ist 
hinwiederum  ein  schwerwiegender  Unterschied  zwischen  beiden 
nicht  in  Abrede  zu  stellen. 

Die  Eigenthümlichkeit  des  festen  Organismus  der  frän- 
kischen Gerichtsverfassung,  wie  ihn  das  Amtsrecht  geschaffen, 
charakterisirt  Sohm^)  treffend  dahin:  „Obgleich  die  Gerichtsver- 
fassung Centverfassung“,  so  ist  „doch  die  Gerichtsverwaltung 
Grafschaftsverwaltung“.  Diese  Worte  geben  der  Thatsache  präg- 
nanten Ausdruck,  die  wenigstens  für  die  ältere  Periode  mit  gu- 
ten Gründen  gestützt  werden  kann,  dass  zur  fränkischen  Zeit 
in  jeder  Centene  echte  Dinge  vom  Grafen  abgehalten  wurden, 
in  welchen  für  den  ganzen  Bereich  der  Grafschaft  Entscheidun- 
gen getroffen  wurden.  — In  dem  Köln  der  historischen  Zeit 
lagen  die  Dinge  anders:  in  den  Parochien  wurde  nur  für  diese 
entschieden,'  auch  kamen  nur  solche  Sachen  zur  Verhandlung, 
wie  sie  ehemals  dem  gebotenen  Dinge  zugestanden;  über  den 


1)  Sohm  a.  a.  0.  S.  426  £f.  S.  444. 

2)  S.  446. 
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Unterbezirken  stebt  das  Gericht  des  Burggrafen  und  der  Schöffen, 
welches  die  Funktionen  des  echten  Dings  für  sännntliche  Unter- 
bezirke versieht:  es  existirt,  um  mit  Sohm  zu  reden,  Grafschafts- 
gerichtsverfassung und  Grafschaftsgerichtsverwaltuug. 

Jener  Unterschied  zwischen  Centenengerichtsverw^altnng 
und  Parochialgerichtsverwaltung  steht  der  hier  vertretenen  An- 
nahme eines  Zusammenhanges  zwischen  beiden  Jurisdictions- 
sprengeln  in  keiner  Weise  im  Wege : vielmehr  scheint  eine  nor- 
male Weiterentwicklung  der  fränkischen  Verfassung  hier  vorzu- 
liegen. An  die  Stelle  des  gekünstelten  Systems,  welches  wohl 
nur  durch  die  scharfe  Controle  königlicher  miss!  aufrecht  zu 
erhalten  war,  trat  das  eintachere,  bequemer  zugleich  für  Erzbi- 
schof und  Burggraf  1).  Auch  in  fränkischer  Zeit  hatten  Abwei- 
chungen, wie  sie  die  Natur  der  einzelnen  Bezirke  erforderte, 
von  dem  allgemeinen  Princip  stattgefunden,  welches  der  Ge- 
richtsverfassung zu  Grunde  gelegt  worden  war.  Häutig  hatte 
eine  Centene  — meist  natürlich  eine  städtische  — das  Ueber- 
gewicht  über  die  anderen  derselben  Grafschaft;  häufig  wurde 
bei  den  von  Karl  d.  Gr.  vorgenommenen  Reformen  nur  in  der 
Cent  der  Gauhanptstadt  ein  Schöffenkollegium  errichtet^).  Aber 
immer  blieb  das  betreffende  Schöffenkollegium  an  seine  Centene 
gebunden,  wenn  letztere  für  die  Rechtspflege  der  Grafschaft  auch 
stärker  wie  die  anderen  herangezogen  wurde.  In  Köln  ist  jede 
lokale  Beziehung  des  Schöffencollegiums  zu  irgend  einer  Parochie^) 
geschwunden:  die  Stadtschöffen  vermehrten  ihre  Com])etenzen  auf 
Kosten  der  Unterbezirke,  indem  sie  die  Funktionen  des  echten 


1)  Auch  dem  Sachsenspiegel  zu  Folge  hat  eine  Weiterentwicklung 
ganz  in  der  hier  nachgewiesenen  Richtung  stattgefunden,  wobei  ich  aller- 
dings von  der  Soll m’schen  Auffassung  der  Gerichtsverfassung  dieses  Rechts- 
huchs abweiche. 

2)  Zu  vergleichen  Sohm  a.  a.  ().  S.  448  und  Hegel,  Geschichte  der 
Städteverfassung  von  Italien  Rd.  II  1847.  Kap.  IV  Abschn.  1. 

3)  Womit  natürlich  nicht  geläugnct  werden  soll,  dass  eine  Parochie 
von  grösserem  Einfluss  auf  die  Stadtentwicklung  gewesen  ist  wie  eine  an- 
dere. Ilekrutirte  sich  auch,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  der  Schönensenat 
vorzugsweise  aus  Mitgliedern  der  Martinspfarre,  so  stand  dainnn  diese 
Parochie  staatsi’ochtlich  in  keinem  anderen  Verhilltnisse  zum  Schöllencol- 
legium  wi'‘  die  übrigen  Sonderbezirke. 
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üing’cs  an  sich  zogen.  Hinsichtlich  der  Zeit,  in  welcher  diese 
Faitwickliing  sich  abgesponnen  hat,  lässt  sich  mir  soviel  feststel- 
len, dass  sie  vor  dem  12.  Jhdt.  liegen  muss.  Gleichwohl  sprechen 
verschiedene  Momente  dafür,  dass  ehemals  Grafschaftsverfassung 
und  Centenenverwaltung  bestanden;  einmal  das  Vorkommen  der 
höheren  Gerichtsbeamten  in  den  Versanmdungen  der  Sonderbe- 
zirke, dann  jene  lokalen  Behörden  mit  uralter  genossenschaft- 
lich abgeschlossener  Organisation,  in  denen  ich  die  alten  Schöf- 
fenkollegien der  einzelnen  Centenen  wiederzutinden  glaube. 

Zum  Schluss  sei  einer  Erscheinung  gedacht,  die  ein  eigen- 
thümliches  Licht  auf  das  Verhältniss  der  Spezialgemeinde  zum 
Schöffensenat  zu  werfen  geeignet  ist. 

Es  ist  gelegentlich  erwähnt,  dass  die  ältesten  Karten  der 
Martinspfarre  — und  auch  in  Laurenz  1.  V.  4 lässt  sich  ein  Bei- 
spiel dieser  Art  mit  Sicherheit  nachweisen  — die  im  Schöffengericht 
erfolgten  Besitzübertragungen  in  gleicher  Weise  wie  die  vor  den 
Offizialen  vollzogenen  verzeichnen,  während  die  späteren  Karten, 
etwa,  von  Martin  3 an,  nur  noch  die  in  den  Parochien  vorge- 
nommenen Uebereiguungen  anschreiuen.  Eigenthümlich  ist  diese 
Erscheinung,  weil  sie  das  Gegentheil  einer  normalen  Entwick- 
lung zu  sein  scheint.  Naturgemäss  würde  es  gewesen  sein, 
wenn  anfänglich  nur  solche  Handänderungen  verzeichnet  worden 
wären,  welche  vor  der  Behörde  geschahen,  die  die  Führung  der 
Karten  in  der  Hand  hatten,  dass  allmälig  die  Schreinspraxis 
einen  grundbuchähnlichen  Charakter  angenommen,  und  alle  Be- 
sitzänderungen des  betreffenden  Gerichtsbezirkes  Aufnahme  in 
die  Karten  fanden.  Sehen  wir  von  jenen  beiden  ersten  Karten 
der  Martinspfarre  ab,  so  hat  in  der  That  eine  Entwicklung  im 
angedeuteten  Sinne  stattgefunden:  etwa  seit  Beginn  des  13.  Jdts. 
werden  auch  die  Besitzänderungeu,  die  auf  Grund  eines  Schöf- 
fenurtheils  erfolgten,  in  dem  Schrein  der  betreffenden  Parochie 
verzeichnet.  So  lange  hat  es  gedauert  bis  das  Schreinswesen 
vollkommen  die  Funktionen  eines  Grundbuchamtes  versah.  Auf 
welche  Weise  lässt  sich  nun  der  hier  angedeutete  Widerspruch 
lösen? 

Es  ist  hier  nochmals  darauf  hinzuweisen,  dass  es  lediglich 
ein  praktisches  Bedürfniss  war,  welches  zur  schriftlichen  Fixi- 
rung  der  Besitzübertraguugen  und  somit  zur  Einführung  des 
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Schreins  Wesens  Veranlassung  gab:  der  entscheidende  Schritt 
wird  zuerst  von  der  kaufmännischen  Bevölkerung  der  Martins- 
parochie  gethan.  Aus  manchen  dieser  ältesten  Eintragungen 
spricht  deutlich  der  Stolz  der  Bürger  über  dieses  gute  Mittel 
zur  Entlastung  des  Gedächtnisses  der  Mitmenschen,  über  die  Si- 
cherstellung des  Erwerbes  gegen  alle  möglichen  Anfechtungen. 
Hinsichtlich  der  Uebereignungsgeschäfte  konkurrirten  nach  wie 
vor  die  Schöffen  und  die  Offizialen,  aber  wer  ein  Rechtsgeschäft  vor 
jenen  abschloss  und  den  gräflichen  Bann  erwirkte,  glaubte  gleich- 
wohl nicht  genügend  für  seine  Sicherheit  gesorgt  zu  haben,  wenn 
er  nieht  ausserdem  noch  die  Eintragung  in  den  Schrein  der  Pa- 
rochie  durch  Entrichtung  seiner  Gebühr  veranlasste.  Nichts 
zeigt  so  sehr  den  Vortheil  der  neuen  Einrichtung  und  die  Wirk- 
samkeit, die  ihr  beigelegt  wurde,  wie  diese  Erscheinung.  Die 
Zahl  derer,  die  sich  fortan  bei  der  Uebertragung  von  Liegen- 
schaften oder  dinglicher  Rechte  an  das  Schöffencolleg  wandten, 
mochte  in  Abnahme  gerathen,  bis  auch  die  Schöffen  sich  ent- 
schlossen, die  vor  ihnen  vollzogenen  Rechtsgeschäfte  schriftlich 
zu  verzeichnen:  es  wurde  das  Stadtbuch  angelegt,  die  Grundlage 
des  spätem  Schöffenschreins.  Es  ist  hier  anzuknüpfen  an  jene 
mehrfach  erwähnte  Arbeit  von  Hoeniger  „der  Ursprung  der  Köl- 
ner Stadtverfassung“  i).  Indem  der  Genannte  die.  einzelnen 
Aeusserungen  autonomen  städtischen  Handelns  des  Schöffensena- 
tes verfolgt,  gelangt  er  zu  dem  Resultate,  dass  das  Jahr  1159, 
aus  welchem  die  oft  genannte  Verfügung  datirt  ist,  kein  Paro- 
chialbeamter  solle  im  Laufe  eines  Jahrzehntes  geändert  werden, 
von  einschneidender  Bedeutung  für  die  städtische  Entwicklung 
sei.  Hoeniger  legt  sodann  die  Wirkungen  der  getroffenen  Ver- 
fügung auf  die  Entwicklung  des  Schreinswesens  dar,  indem  er 
die  „grössere  Stabilität  in  der  Uebung  der  diplomatischen  Form“, 
Merkmale,  die  oben  schon  berührt  wurden,  auf  jenen  Beschluss 
zurückführt. 

Von  den  ferneren  Consequcnzen,  die  Hoeniger  für  die  Wei- 
terentwicklung der  städtischen  Verwaltung  knüpft,  sind  hier 
hauptsächlich  die  von  Belang,  welche  den  Zusammenhang  jenes 


1)  Westdeutsche  Zeitschrift  II  Heft  3 239. 
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Dekretes  mit  der  Anlage  eines  Sta(ltl)uelios  in  holiern  Grade 
walirscheinlicli  machen. 

„Unter  den  sogenannten  Schreinskarten^^,  setzt  der  Genannte 
a.  a.  0.  S.  339  auseinander,  „lial)en  sieh  einige  halbzcrrissene 
JDätter  vorgefunden,  die  sich  bei  genauerer  Prüfung  als  Reste 
eines  zusammengehörigen  Buches  erwiesen.  Die  bisher  aufge- 
fundenen Stücke  sind  mitten  aus  den  Lagen  herausgerissen. 
Die  frühesten  Aufzeichnungen  in  denselben  reichen  bis  in  die 
sechziger  Jahre  des  12.  Jhrdts.  zurück“.  Der  Inhalt  setze  sich 
zusammen  aus  Eintragungen  der  Geldaristokratie,  aus  Schöffen- 
urtheilen  über  Freiheit  und  Recht  von  Personen,  Beurkundungen 
von  Handelsverträgen  mit  auswärtigen  Städten  u.  s.  w. 

Es  ist  der  erste  Anfang  einer  Grundbuchführung  seitens 
des  Schöffensenates.  Ohne  hier  in  eine  Erörterung  eintreten 
zu  wollen  über  die  Bedeutung  des  Jahres  1159  für  die  städti- 
sche Verfassungsgeschichte  und  die  Anlage  des  Stadtbuches, 
glaube  ich  doch  festhalten  zu  müssen,  dass  einer  der  Gründe  in 
dem  Bedürfniss  der  Schöffen  gelegen  hat,  den  Parochialbehörden 
in  der  Aufzeichnung  der  Besitzübertragungen  nachzueifern,  um 
den  Vorsprung,  den  jene  in  den  Augen  des  Publikums  gewon- 
nen, wieder  einzuholen.  Seit  der  Anlage  eines  Schöffenschreines, 
vermuthlich  also  seit  1159,  werden  die  vor  dem  Schöffengericht 
vorgenommenen  Uebereignungsgeschäfte,  in  dem  Schreine  des 
Unterbezirkes,  innerhalb  dessen  die  betreffende  Liegenschaft  sich 
betindet,  nicht  mehr  verzeichnet.  Erst  seit  dem  Ende  des  12.  Jdts. 
haben  die  einzelnen  Parochialschreine  den  Charakter  eines  Grund- 
buches erhalten:  sie  verzeichnen  auch  die  auf  Grund  eines 
Schöffenurtheils  erfolgenden  Besitzänderungen. 


Vita. 

Geboren  bin  ich  Karl  Richard  Erich  Liese  gang  zu 
Duisburg  am  26.  Mai  1860.  Mein  Vater  der  Gymnasialdirektor 
Dr.  Helmuth  Liese  gang  und  meine  Mutter  Agnes,  gehör. 
J Ungel,  die  mir  vor  Jahresfrist  durch  den  Tod  entrissen  wurde, 
gehören  der  evangelischen  Confession  an.  Den  ersten  Unter- 
richt empfing  ich  auf  der  Vorschule  des  Gymnasiums  meiner 
Vaterstadt;  seit  dem  Herbste  des  Jahres  1870  besuchte  ich  das 
Gymnasium  zu  Cleve,  von  dem  ich  zu  Ostern  1879  mit  dem 
Zeugniss  der  Reife  entlassen  wurde.  Meinen  Lehrern,  besonders 
aber  meinem  Vater  und  Herrn  Professor  Weide  mann  fühle  ich 
mich  zum  herzlichsten  Danke  verpflichtet. 

Zunächst  begab  ich  mich  auf  ein  Semester  nach  Marburg, 
wandte  mich  dann  nach  Berlin,  wo  ich  mit  Ausnahme  des  in 
Ifonn  zugebrachten  Sommersemesters  1881  bis  zum  Ende  meiner 
Studien  geblieben  bin.  Zu  Anfang  des  Jahres  1883  ging  ich  nach 
Köln,  um  die  Archivalien  des  Stadtarchivs  für  meine  Zwecke 
zu  verwerthen. 

Gehört  habe  ich  auf  den  drei  genannten  Universitäten  die 
Vorlesungen  der  Herren  Professoren  Birt,  Kolde,  Lenz,  Lucae, 
Niese  und  Varrentrapp  zu  Marburg;  Bender,  Lamprecht, 
Maurenbrecher,  Meyer,  Nasse,  v.  Richthofen  und  Ritter 
zu  Bonn;  Bresslau,  Brunner,  Dilthey,  Joh.  Gust.  Droys'en, 
Grimm,  Kos  er.  Lassen,  Me  itzen,  Robert,  Scherer,  Schm  ol- 
ler, von  Treitschke,  Wagner,  Wattenbach,  Weizsäcker 
und  Zeller. 

Grossen  Dank  schulde  ich  vor  allem  meinem  verehrten 
Bonner  Lehrer  Karl  Lamprecht,  sowie  den  Herren  Professoren 


Brunner,  Grimm,  Meitzen,  von  Treitscbke,  Wagner  und 
Wei  ZS  Ü cker. 

Es  ist  mir  lerner  eine  angenclime  Pflicht  auch  an  dieser 
Stelle  der  liebenswürdigen  Förderung  zu  gedenken,  die  Herr 
Dr.  Ludwig  Sehe i hier,  damals  in  Berlin,  meinen  kunsthisto- 
rischen Studien  hat  zu  theil  werden  lassen. 


